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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
1. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung den US-
amerikanischen Entwurf einer Resolution zu
Sri Lanka für die nächste Sitzung des UN-
Menschenrechtsrates, und in welcher Form
setzt sie sich bei den Mitgliedern im Men-
schenrechtsrat für deren Zustimmung zu die-
sem Entwurf ein?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 9. März 2012
Die Bundesregierung unterstützt gemeinsam mit ihren Partnern in
der Europäischen Union Initiativen, um die Frage einer unabhängi-
gen Untersuchung mutmaßlicher Verletzungen humanitären Völker-
rechts und von Menschenrechten in Sri Lanka im Menschenrechtsrat
der Vereinten Nationen zu thematisieren.

Ob eine Aufarbeitung mit Hilfe des Menschenrechtsrates der Verein-
ten Nationen erreicht werden kann, hängt maßgeblich von dessen
Mitgliedern ab. Daher wirbt die Bundesregierung – auch in Demar-
chen gegenüber Drittstaaten – aktiv für eine Annahme des derzeit in-
formell verhandelten Resolutionsentwurfes im Menschenrechtsrat.
2. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
zum Stand der Ermittlungen hinsichtlich des
Vorfalls am 26. März 2010 in Khost (Afghanis-
tan), bei dem der Leiter der damaligen Deut-
schen Gesellschaft für Technische Zusammen-
arbeit (GTZ)-Außenstelle Khost und eine ihn
begleitende afghanische Zivilperson in der
Stadt Khost angeschossen und schwer verletzt
wurde?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Harald Braun

vom 12. März 2012
In Deutschland führt der Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen Ver-
dachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im
Ausland, des versuchten Mordes und der gefährlichen Körperverlet-
zung zu diesem Vorfall. Die Ermittlungen dauern an. Beschuldigte
konnten noch nicht ermittelt werden.

Auch die afghanischen Strafverfolgungsbehörden leiteten ein Ermitt-
lungsverfahren ein. Zum Stand des afghanischen Ermittlungsverfah-
rens liegen der Bundesregierung derzeit – auch auf Nachfrage bei
den zuständigen afghanischen Stellen – keine Erkenntnisse vor.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
3. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch ist der Anteil von Frauen in den
Führungspositionen bis zur Ebene der Unter-
abteilungsleitung in den Bundesministerien
und obersten Bundesbehörden (bitte nach
Bundesministerien bzw. Bundesbehörden auf-
schlüsseln)?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. März 2012
Soweit die Abfrage sich auf den Geschäftsbereich der obersten Bun-
desbehörden bezieht, beschränkt sie sich auf die Ebene der Behör-
denleitung/Stellvertretung (in Absprache mit dem Büro der Abge-
ordneten Bärbel Höhn).

Die in der Übersicht angegebenen Zahlen weisen die Führungsposi-
tionen ab der Unterabteilungsleitungsebene aufwärts mit den Besol-
dungsgruppen B 6 bis B 11 aus. Ergänzend wurden Präsidenten/Vize-
präsidenten der obersten Bundesgerichte mit vergleichbarer R-Besol-
dung berücksichtigt.
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4. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Welche weiteren Umstände sind der Bundesre-
gierung zu den neuerlichen Schüssen von Be-
amtinnen und Beamten der FRONTEX-Mis-
sion am griechisch-türkischen Grenzfluss Ev-
ros bekannt, wie sie von Presseagenturen über
die Nacht zum 2. März 2012 berichtet werden
und wonach Angehörige von FRONTEX an-
geblich von als „Schleuser“ bezeichneten Per-
sonen zuvor vom Wasser aus beschossen wor-
den seien, und inwiefern ist sichergestellt, dass
die 25 Insassen des von FRONTEX unter
Feuer genommenen Schlauchbootes nicht eilig
abgeschoben werden, sondern von einem grie-
chischen Gericht zum tatsächlichen Hergang
der Schießerei, an der womöglich auch deut-
sche Beamtinnen und Beamten teilnahmen, be-
fragt werden können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 13. März 2012
An dem konkreten Ereignis waren keine deutschen Einsatzkräfte
beteiligt. Über die Medienberichterstattung hinaus liegt der Bun-
desregierung ein Bericht der europäischen Grenzschutzagentur
FRONTEX vor.

Demnach erkannte ein Team aus griechischen Polizeibeamten und
europäischen Gastbeamten, wie ein Boot mit 28 Personen den
Grenzfluss Evros aus Richtung Türkei in Richtung Griechenland
überquerte. Nachdem 25 Personen auf der griechischen Seite des
Flusses am Ufer abgesetzt worden waren und die drei auf dem Boot
verbliebenen Personen sich mit dem Boot zurück auf die türkische
Seite des Flusses bewegen wollten, gaben sich die Einsatzkräfte zu er-
kennen und forderten die drei Personen auf dem Boot zum Anhalten
auf, um gegen diese wegen des Verdachts der Schleusung polizeiliche
Maßnahmen treffen zu können. Die Personen kamen der Aufforde-
rung nicht nach, sondern beschossen die Einsatzkräfte sofort vom
Boot aus. Daraufhin machten die griechischen Polizeibeamten von
ihren Schusswaffen Gebrauch. Zwei der drei auf dem Boot befindli-
chen Personen wurden dabei leicht verletzt und konnten von den
Einsatzkräften gestellt werden. Die dritte Person sprang ins Wasser
und konnte fliehen. Seitens der europäischen Gastbeamten kam es
nicht zum Schusswaffengebrauch.

Die 25 zuvor vom Boot abgesetzten Personen wurden zeitgleich von
anderen Einsatzkräften im Nahbereich aufgegriffen und erwiesen
sich im Rahmen der weiteren Maßnahmen als illegale Migranten.

Sämtliche sich anschließenden strafprozessualen Ermittlungen sowie
etwaige Gerichtsverfahren liegen in ausschließlicher Verantwortung
der griechischen Behörden. Hierzu liegen der Bundesregierung keine
weiteren Erkenntnisse vor.
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5. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Welche Veränderungen haben sich in den
letzten vier Monaten in der Zusammenarbeit
mit Polizeibehörden aus Nordrhein-Westfalen
(Landeskriminalamt und Landesamt für Zent-
rale Polizeiliche Dienste) hinsichtlich der Tele-
kommunikationsüberwachung (insbesondere
„Stille SMS“) ergeben, und mit welchen priva-
ten Unternehmen wurden seitens des Bundes-
ministeriums des Innern Rahmenverträge oder
Lizenzverträge zum Versenden oder Auswer-
ten von „Stillen SMS“ geschlossen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner
vom 13. März 2012
In den letzten vier Monaten haben sich in der Zusammenarbeit mit
Polizeibehörden aus Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der Telekom-
munikationsüberwachung keine Veränderungen ergeben. Das Bun-
desministerium des Innern hat keine Rahmenverträge oder Lizenver-
träge mit privaten Unternehmen zum Versenden oder Auswerten
von „Stillen SMS“ geschlossen.
6. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Inwiefern kann die Bundesregierung den Be-
richt des „Report Mainz“ vom 6. März 2012
bestätigen, demzufolge in den letzten zehn Jah-
ren rund 110 NPD-Funktionäre 120 Strafta-
ten, überwiegend Körperverletzung, begangen
haben bzw. solcher Straftaten beschuldigt wur-
den, und inwiefern verfügen die Verfassungs-
schutzbehörden von Bund und Ländern über
eigene Übersichten zum Kriminalitätsverhal-
ten von NPD-Angehörigen bzw. Funktionä-
ren?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 16. März 2012
Die Bundesregierung kann die Richtigkeit der in dem zitierten Be-
richt des ARD-Fernsehmagazins „Report Mainz“ getroffenen Aus-
sagen von NPD-Funktionären weder bestätigen noch in Zweifel zie-
hen.

Die Zugehörigkeit zu einer politischen Partei ist kein Erfassungskri-
terium in polizeilichen Datensystemen, zumal politische Parteien
nicht Beobachtungsgegenstand der Polizeien sind.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz nimmt weder eine eigene sys-
tematische Erfassung noch eine eigene statistische Auswertung des
Straftatenaufkommens der politisch motivierten Kriminalität –
rechts vor. Dies schließt jedoch nicht aus, dass im Rahmen der
Aufgabenerfüllung auch entsprechende polizeiliche Erkenntnisse
Berücksichigung finden.
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7. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic

(DIE LINKE.)
Sind Medienberichte zutreffend, nach denen
der Kandidat für das Amt des Bundespräsiden-
ten, Joachim Gauck, zur Wahrnehmung von
Terminen in einer gepanzerten Limousine – un-
ter Wahrnehmung straßenverkehrsrechtlicher
Sonderrechte – chauffiert wird und mit Perso-
nenschutz ausgestattet ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. März 2012
Das Bundeskriminalamt führt die erforderlichen Personalschutzmaß-
nahmen für den Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten,
Joachim Gauck, durch. Die Durchführung erfolgt gemäß § 21 ff. des
Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG). Erforderliche Maßnahmen
können u. a. der Einsatz von sondergeschützten Fahrzeugen sein.
Straßenverkehrsrechtliche Sonderrechte werden gemäß § 35 der
Straßenverkehrs-Ordnung lediglich im Einzelfall, wenn dies durch
das Bundeskriminalamt zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben drin-
gend geboten ist, in Anspruch genommen.
8. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic
(DIE LINKE.)
Wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt
dies?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. März 2012
Gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BKAG obliegt dem Bundeskriminal-
amt der erforderliche Personenschutz für Mitglieder der Verfas-
sungsorgane des Bundes sowie in besonders festzulegenden Fällen
der Gäste dieser Verfassungsorgane aus anderen Staten. In allen an-
deren Fällen obliegt der Personenschutz der zuständigen Behörden
der Länder. In Absprache mit dem Land Berlin wird der Personen-
schutz für den Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten,
Joachim Gauck, aber durch das Bundeskriminalamt durchgeführt.
9. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind Vertreter von Bundesbehörden in der
Vergangenheit direkt an das Unternehmen
Skype herangetreten, um die Frage zu klären,
ob das Unternehmen eine gesetzlich vorge-
schriebene Schnittstelle zur Telekommunika-
tionsüberwachung bereithält, die eventuell ge-
nutzt werden könnte, um einen grundrechts-
schonenderen Eingriff vornehmen zu können,
als dies im Zuge einer sogenannten Quellen-Te-
lekommunikationsüberwachung möglich wäre,
und was war, sollte dies zutreffend sein, das
Ergebnis dieser Anfrage?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 12. März 2012
Vertreter von Bundesbehörden haben in der Vergangenheit verschie-
dene Gespräche mit Vertretern des Unternehmens Skype geführt.
Dabei wurden unter anderem Möglichkeiten erörtert, wie Skype die
Arbeit der mit der Überwachung von Telekommunikation befassten
deutschen Behörden zum Zweck einer grundrechtsschonenden Auf-
gabenwahrnehmung durch Vermeidung von Quellen-TKÜ-Maßnah-
men unterstützen könnte. Die Gespräche sollen fortgesetzt werden.

Weil Skype für den Skype-to-Skype-Dienst keine Telekommunika-
tionsanlage betreibt, mit der Telekommunikationsdienste für die Öf-
fentlichkeit erbracht werden, war die Bereitstellung einer Schnittstel-
le nach § 110 des Telekommunikationsgesetzes dabei allerdings nicht
Gegenstand der Gespräche.
10. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Sind der Bundesregierung Fälle bzw. Fallkons-
tellationen bekannt, in denen einem gedulde-
ten Ausländer kein dauerhafter Aufenthalts-
titel erteilt wird, weil dieser aufgrund von Be-
hinderung Sozialleistungen (z. B. nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch) in Anspruch
nimmt und deshalb nicht die Voraussetzungen
des Lebensunterhaltes erfüllt?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 16. März 2012
Die Erteilung von Aufenthaltstiteln im Inland ist Aufgabe der Län-
der, denen die Ausführung des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) ob-
liegt. Der Bundesregierung liegt keine Statistik über die Gründe vor,
aus denen Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels abgelehnt
werden. Sie weist im Übrigen darauf hin, dass in den Fällen der Er-
teilung eines Aufenthaltstitels aus humanitären Gründen (Kapitel 2
Abschnitt 5 AufenthG) nach § 5 Absatz 3 Satz 2 AufenthG unter an-
derem von der Voraussetzung der Lebensunterhaltssicherung abgese-
hen werden kann.
11. Abgeordnete
Petra
Pau

(DIE LINKE.)
Was bedeutet im Zusammenhang mit der von
März 2001 bis Juni 2010 beim Bundeskrimi-
nalamt (BKA) geführten Zentraldatei „Rechts-
extremistische Kameradschaften (ReKa)“,
„Löschung“ im technischen und rechtlichen
Sinn konkret?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. März 2012
Der Datenbestand der Datei Rechtsextremistische Kameradschaften
wurde zuletzt im Jahr 2004 aktualisiert. Aufgrund datenschutzrecht-
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licher Löschungsvorschriften sowie eines aktualisierten Informations-
standes hat sich der Datenbestand der Datei laufend reduziert. Die
Datei wurde am 11. Februar 2010 ersatzlos gelöscht. Die personen-
bezogenen Daten wurden, sofern datenschutzrechtlich zulässig, in
den Kriminalaktenbestand des Bundeskriminalamts überführt. Tech-
nisch bedeutet dies, dass ein Zugriff auf diese Datei nicht mehr mög-
lich ist.
12. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wo sind die projektspezifischen Ergebnisse
und Informationen der zehn Jahre lang geführ-
ten Datei „ReKa“, dokumentiert, nach deren
Errichtungsanordnung immerhin zehn Jahre
lang Informationen zu Anzahl, Umfang und
Organisationsstruktur dieser Kameradschaften
erfasst wurden und die im Jahr 2009 immerhin
241 Datensätze enthielt.
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. März 2012
Im Juli 2003 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) in Ab-
stimmung mit dem BKA den Abschlussbericht zum Projekt „Rechts-
extremistische Kameradschaften“ den Landeskriminalämtern und
den Landesämtern für Verfassungsschutz vorgelegt. Der Abschluss-
bericht 2003 der gemeinsamen „Projektgruppe Kameradschaften“
des BKA und des BfV basierte auf dem Erkenntnisstand vom 31. De-
zember 2001.
13. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wann hat das BKA die Projektlaufzeit „Re-
Ka“ festgelegt, und welche inhaltliche Bewer-
tung der in den 241 Datensätzen gespeicherten
Informationen über Organisationsbezeichnun-
gen, den personenbezogenen Daten und den
mit Tatzeit- und Tatortangaben registrierten
strafrechtlichen Verstößen ging dieser Festle-
gung voraus?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. März 2012
Am 16. Januar 2001 wurde das gemeinsame Projekt „Rechtsextre-
mistische Kameradschaften“ unter Federführung des BfV mit dem
BKA zur Bestandserhebung rechter Kameradschaften in der Bundes-
republik Deutschland beschlossen. Als Projektlaufzeit war ein Jahr
vorgesehen. Die Erhebung für das Projekt sollte zum 31. Dezember
2001 abgeschlossen sein.

Inhaltlich sollte eine Bestandserhebung von rechtsextremistischen
Gruppierungen im Sinne der Definition „Kameradschaften“, deren
Personenbestände und deren Aktivitäten vorgenommen werden.
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14. Abgeordneter
Rolf

Schwanitz

(SPD)
Aufgrund welcher Norm des Grundgesetzes
besitzt der Bund die Kompetenz zur Förde-
rung der Extremismusprävention, und auf-
grund welcher Norm besitzen die Länder eine
solche Kompetenz?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 16. März 2012
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist die
Bundesregierung aufgrund ihrer Aufgabe der Staatsleitung überall
dort zur Informationsarbeit berechtigt, wo ihr eine gesamtstaatliche
Verantwortung zukommt, die mit Hilfe von Informationen wahrge-
nommen werden kann (BVerfGE 105, 252, 268). Neben der Durch-
führung eigener Maßnahmen ist die Bundesregierung zur Erfüllung
ihrer Aufgaben auch berechtigt, Leistungen an Dritte außerhalb der
Bundesverwaltung (Zuwendungen) zu gewähren, wenn der Bund an
der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das
ohne die Zuwendungen nich toder nicht im notwendigen Umfang be-
friedigt werden kann. Das gilt auch für die Informationsarbeit im
Rahmen der Extremismusprävention.

Beim Informationshandeln ist die Kompetenzordnung zu beachten.
Auf der Ebene des Bundes ergibt sich die Zuständigkeit im Verhält-
nis zwischen Bundeskanzler, Bundesministern und der Bundesregie-
rung als Kollegium aus Artikel 65 des Grundgesetzes (GG). Zwi-
schen Bund und Ländern ist die föderale Kompetenzaufteilung zu
wahren. Dabei hängt die Entscheidung über die Verbandskompetenz
davon ab, ob die jeweils zu erfüllende Informationsaufgabe dem
Bund oder den Ländern zukommt oder ob parallele Kompetenzen
bestehen. Der Bund ist zur Staatsleitung insbesondere berechtigt,
wenn Vorgänge wegen ihrer länderübergreifenden Bedeutung über-
regionalen Charakter haben und eine bundesweite Informationsar-
beit der Regierung die Effektivität der Problembewältigung fördert.
Die Informationskompetenz der Bundesregierung endet nicht schon
dort, wo zusätzlich ein Handeln von Staatsorganen mit anderer Ver-
bandskompetenz in Betracht kommt, etwa das der Landesregierun-
gen im Zuge der Wahrnehmung ihrer eigenen staatsleitenden Aufga-
be oder das der Verwaltung im Rahmen polizeilicher Gefahrenab-
wehr.

Für den Bereich der Präventionsarbeit mit Kindern und Jugendli-
chen nimmt der Bund seine Aufgabe im Rahmen der „öffentlichen
Fürsorge“ als grundgesetzlich geregeltem Gegenstand der konkur-
rierenden Gesetzgebung (Artikel 72, 74 Absatz 1 Nummer 7 GG)
wahr. Er hat von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch ge-
macht und stützt sich bei der Förderung entsprechender Maßnah-
men auf § 83 Absatz 1 SGB VIII.

Soweit die Verbandskompetenz der Länder gegeben ist, richtet sich
der richterliche Rahmen für Maßnahmen der Länder nach Landes-
verfassungsrecht, Landeshaushaltsrecht und dem sonstigen Landes-
recht.
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15. Abgeordneter
Johannes

Singhammer

(CDU/CSU)
Hält die Bundesregierung es für richtig, dass
die in einer Studie vorermittelte erhebliche An-
zahl von annähernd einem Viertel deutscher
Muslime, welche die Grundwerte unseres Wer-
tesystems und damit auch des Sozialstaats ab-
lehnen, steuerfinanzierte Sozialleistungen er-
halten, und damit von einem Wertesystem pro-
fitiert, dem sie selbst ablehnend gegenüberste-
hen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. März 2012
Weder die Studie „Lebenswelten junger Muslime in Deutschland“
noch eine andere – von der Bundesregierung beauftragte Studie ent-
hält Aussagen, wonach annähernd ein Viertel der deutschen Muslime
die Grundwerte des Wertesystems der Bundesrepublik Deutschland
oder auch den Sozialstaat ablehnt.

Der Bezug von Sozialleistungen kann – völlig unabhängig von den
Faktoren der nationalen, religiösen oder ethnischen Zugehörigkeit –
ganz unterschiedliche und sehr individuelle Gründe haben. In be-
stimmten Fällen kann der Bezug von Sozialleistungen Anzeichen für
einen erhöhten Integrationsbedarf sein, wobei jedoch eine Pauschali-
sierung unangebracht wäre.

In den Fällen, in denen der Bezug von Sozialleistungen mit der Ver-
weigerung der Integration einhergeht, steht der Verwaltung neben
den Sanktionsmöglichkeiten nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II) auch das aufenthaltsrechtliche Instrumentarium bis
hin zu einer möglichen Beendigung des Aufenthalts zur Verfügung.
16. Abgeordneter
Jens

Spahn

(CDU/CSU)
Welche Maßnahmen plan die Europäische
Union, die derzeit ihre Beamten abhängig vom
Einstellungsjahr und Dienstjahren im Alter
zwischen 63 und 65 Jahren in den Ruhestand
schickt, zur Anhebung des Rentenalters zu er-
greifen, wenn sie dies gleichzeitig von der Bun-
desrepublik Deutschland fordert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner
vom 12. März 2012
Die Kommission hat im Dezember 2011 ihren Vorschlag für eine
Reform des EU-Beamtenstatuts vorgelegt. Die Beratungen erfolgen
in der zuständigen Ratsarbeitsgruppe (RAG Statut) und sollen mög-
lichst noch unter der dänischen Präsidentschaft bis zum 30. Juni
2012 abgeschlossen werden. Ein Element des Statuts ist die jährliche
EU-Gehaltsanpassungsmethode, deren Laufzeit mit Ablauf dieses
Jahres endet.

Der Reformvorschlag beinhaltet u. a. einen Personalabbau von 5 Pro-
zent in allen EU-Institutionen im Zeitraum 2013 bis 2017, die Erhö-
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hung der Wochenarbeitszeit von 37,5 auf 40 Stunden, die Einschrän-
kung der Vorruhestandsregelung ohne Abschlag, eine leichte Erhö-
hung der Spezialabgabe von 5,5 Prozent auf 6 Prozent und schließ-
lich die Erhöhung des Ruhestandseintrittsalters von 63 auf 65 Jahre.

Die Bundesregierung begrüßt diese Vorschläge der Kommission als
einen Schritt für die richtige Richtung. Im Übrigen teilt die Bundes-
regierung die Auffassung einer großen Mehrheit der Mitgliedstaaten,
dass die Änderungsvorschläge zum EU-Beamtenstatut aber insge-
samt deutlich hinter den Erwartungen und Notwendigkeiten zur
Haushaltskonsolidierung zurückbleiben. Dies gilt auch für das vorge-
schlagene Ruhestandseintrittsalter.

Es bleibt nun zunächst der weitere Verlauf der Beratungen auf EU-
Ebene abzuwarten, an denen sich Deutschland intensiv beteiligt und
seine Interessen aktiv einbringt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
17. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Aus welchem Recht lässt sich eine „Defini-
tionsmacht“ der Regierungskommission Deut-
scher Corporate Governance Kodex bezüglich
der „Unabhängigkeit“ von Aufsichtsratsmit-
gliedern (Kodex Nummer 5.4.2) ableiten, ge-
rade vor dem Hintergrund, dass der deutsche
Gesetzgeber bei der Nominierung des unab-
hängigen Finanzexperten (§ 100 Absatz 5 des
Aktiengesetzes) bewusst auf eine solche Defini-
tion des Begriffs „Unabhängigkeit“ verzichtet
hat, und kann die Bundesregierung ausschlie-
ßen, dass diese Klassifizierung zu einer Diskre-
ditierung der gesetzlichen Mitbestimmung in
internationalen Vergleichsstudien führen wür-
de und daher letztlich in einem Widerspruch
zu gesetzlichen Regelungen der Unterneh-
mensmitbestimmung bzw. zu den Beteiligungs-
rechten der Arbeitnehmer steht (bitte begrün-
den)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 14. März 2012
Die Kommission kann Empfehlungen und Anregungen dazu aus-
sprechen, was nach ihrer Auffassung gute Unternehmensführung ist.
Sie kann dies nur in Bereichen tun, in denen kein zwingendes Geset-
zesrecht besteht. Da zu der Frage der Unabhängigkeit von Aufsichts-
ratsmitgliedern keine gesetzliche Definition besteht, kann sie als Vo-
raussetzung für die Erfüllung ihrer Empfehlungen auch Begriffsbe-
stimmungen vornehmen. Sie kann dadurch aber weder das positive
Recht noch objektive Lebenssachverhalte ändern.
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18. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Prüft die Bundesregierung, ob die von ihr im
amtlichen Teil des elektronischen Bundesanzei-
gers veröffentlichten Kodexneufassungen im
Widerspruch zu gesetzlichen Regelungen ste-
hen, und erwägt die Bundesregierung, dass bei
Aufrechterhaltung der Definition der Unab-
hängigkeit von Aufsichtsratsmitgliedern im
Corporate Governance Kodex (Kodex Num-
mer 5.4.2) diese Empfehlungsneufassung nicht
im amtlichen Teil des elektronischen Bundes-
anzeigers veröffentlicht wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 14. März 2012
Die Bundesregierung prüft vor der Veröffentlichung im elektroni-
schen Bundesanzeiger, ob die tatsächlich beschlossenen Kodexände-
rungen dem zwingend geltenden Gesetzesrecht widersprechen, insbe-
sondere ob sie ein Verhalten empfehlen, das hierzu im Widerspruch
steht. Die Bundesregierung prüft nicht hypothetisch Formulierungen
im Entwurfsstadium. Die öffentliche Diskussion über die vorgesehe-
ne Änderung in Nummer 5.4.2 zeigt deutlich, dass die Formulie-
rungsvorschläge unterschiedliche Auslegungsmöglichkeiten zulassen.
Ich bin sicher, dass die Kommission die Belange der Arbeitnehmer-
vertreter im Aufsichtsrat bei ihrer endgültigen Formulierung in sach-
gerechter Weise berücksichtigen wird.
19. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
Wird die Bundesregierung über den im Koali-
tionsausschuss vom 4. März 2012 beschlosse-
nen Gesetzentwurf zum Leistungsschutzrecht
hinaus dieses Jahr noch den angekündigten
Gesetzentwurf zur Novellierung des Urheber-
rechts (sog. dritter Korb), zu dem im Herbst
2010 Expertenkonsultationen durchgeführt
wurden, vorlegen?
20. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
Wenn ja, wann wird dies der Fall sein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 16. März 2012
Die Fragen 19 und 20 sollen wegen des sachlichen Zusammenhangs
gemeinsam beantwortet werden.

Die Bundesregierung wird demnächst einen Gesetzentwurf vorlegen,
der neben der Einführung eines neuen Leistungsschutzrechtes für
Presseverlage weitere urheberrechtliche Gesetzesänderungen vorse-
hen wird.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
21. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist es zutreffend, dass die Bundesregierung mit
den Steuerverwaltungen der Bundesländer ver-
einbart hat, Eingetragenen Lebenspartnern,
die Widerspruch gegen eine Ablehnung der
gemeinsamen Veranlagung nach den §§ 26,
26b des Einkommensteuergesetzes durch die
Steuerbehörden eingelegt haben, einer gemein-
samen Veranlagung nunmehr stattzugeben,
und warum legt die Bundesregierung kein
Gesetz vor, dass die gemeinsame Veranlagung
für Eingetragene Lebenspartner ermöglicht,
um Rechtssicherheit und -transparenz herzu-
stellen sowie unnötige Bürokratie zu vermei-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 9. März 2012
Nein, die Bundesregierung hat eine solche Vereinbarung nicht ge-
troffen. Die Bundesregierung wartet weiterhin die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts in den anhängigen Verfahren zum Ehe-
gattensplitting ab.
22. Abgeordnete
Elke

Ferner

(SPD)
Welche Maßnahmen zieht die Bundesregie-
rung im Hinblick darauf, dass nach Inkrafttre-
ten des Alterseinkünftegesetzes seit 2005 die
Renten des deutschen Rentenversicherungsträ-
gers unabhängig vom Wohnsitz der Rentne-
rin/des Rentners in Deutschland versteuert
werden und dies zur Folge hat, dass frühere
Grenzgängerinnen und Grenzgänger eine
Steuererklärung in beiden Ländern abgeben
müssen, ohne dass die steuerlichen Freibeträge
in Deutschland geltend gemacht werden kön-
nen und die Betroffenen so im Ergebnis steuer-
lich stärker belastet werden als wenn alle Al-
terseinkünfte in nur einem Land versteuert
würden, in Betracht, um zwischen ehemaligen
Grenzgängerinnen und Grenzgängern und
Rentnerinnen und Rentnern, die alle Altersein-
künfte in einem Land versteuern (konkret in
Deutschland oder Frankreich), eine Gleichbe-
handlung zu erzielen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 13. März 2012
Beschränkt steuerpflichtige Rentner haben in Deutschland grund-
sätzlich eine Steuererklärung abzugeben. Personen- oder familienbe-
zogene Steuervergünstigungen werden beschränkt Steuerpflichtigen
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in der Regel aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteuerung
nicht gewährt. Für die Berücksichtigung dieser personen- und fami-
lienbezogenen Umstände ist grundsätzlich allein der Ansässigkeits-
staat zuständig.

Dadurch wird vermieden, dass entsprechende personen- und fami-
lienbezogene Steuervergünstigungen mehrfach (im Quellen- und im
Ansässigkeitsstaat) berücksichtigt werden und sog. weiße Einkünfte
entstehen. In bestimmten Fällen kann beim zuständigen Finanzamt
allerdings ein Antrag auf unbeschränkte Einkommensteuerpflicht –
also der Besteuerung als Gebietsansässiger – gestellt werden. Das
setzt voraus, dass die Einkünfte des Steuerpflichtigen im Kalender-
jahr mindestens zu 90 Prozent der deutschen Einkommensteuer un-
terliegen oder die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegen-
den Einkünfte den Grundfreibetrag des jeweiligen Kalenderjahrs
nicht übersteigen. Ein weiterer Anpassungsbedarf besteht vor dem
Hintergrund daher nicht.
23. Abgeordneter
Dr. Peter

Gauweiler

(CDU/CSU)
Ist der Bundesregierung bekannt, dass der
Bundesrechnungshof die Bilanzierungspraxis
der Deutschen Bundesbank in seinem inzwi-
schen abgeschlossenen Bericht als gegen gel-
tendes Bilanzierungsrecht verstoßend kritisiert
hat (Berichte hierzu u. a. in der Bild Zeitung
vom 6. und 7. März 2012), und ist der Bundes-
regierung bekannt, dass die Deutsche Bundes-
bank dennoch an ihrer derzeitigen rechtswidri-
gen Prüfpraxis festhalten will?
24. Abgeordneter
Dr. Peter
Gauweiler

(CDU/CSU)
Welche konkreten Schritte wird die Bundes-
regierung einleiten, um die Deutsche Bundes-
bank, die zwar nach § 12 des Gesetzes über die
Deutsche Bundesbank bei der Ausübung der
Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zuste-
hen, von Weisungen der Bundesregierung un-
abhängig ist, aber nicht über dem Gesetz steht
und nach § 26 Absatz 2 des Gesetzes über die
Deutsche Bundesbank den Bilanzierungsvor-
schriften des Handelsgesetzbuchs (HGB) un-
terliegt, zur Einhaltung ihrer rechtsstaatlichen
Verpflichtungen zu bewegen?
25. Abgeordneter
Dr. Peter

Gauweiler

(CDU/CSU)
Hält die Bundesregierung es für angezeigt,
dass die Deutsche Bundesbank den Empfeh-
lungen des Bundesrechnungshofs in Bezug auf
die Sicherung der deutschen Goldreserven
folgt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. März 2012
Die Deutsche Bundesbank unterliegt bei der Verwaltung ihrer
Währungsreserven gemäß den §§ 3 und 12 des Bundesbankgesetzes
– BBankG – keinen Weisungen der Bundesregierung. Nach § 26 Ab-
satz 3 des Bundesbankgesetzes wird der Jahresabschluss der Deut-
schen Bundesbank von im Einvernehmen mit dem Bundesrech-
nungshof bestellten Wirtschaftsprüfern geprüft. Der Prüfbericht des
Wirtschaftsprüfers dient dem Bundesrechnungshof als Grundlage
für die von ihm durchzuführende Prüfung. Der Bundesrechnungshof
berichtet dem Deutschen Bundestag (Haushaltsausschuss/Rech-
nungsprüfungsausschuss) über seine Feststellungen, § 26 Absatz 6
BBankG.

Die Deutsche Bundesbank hat dem Bundesministerium der Finan-
zen in Bezug auf Ihre Frage mitgeteilt, dass die Bilanzierung und
Nachweisführung der Goldbestände sowie entsprechende Bestäti-
gungen der Verwahrstellen den gesetzlichen Vorschriften und den
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechen. Der
Nachweis über die ausgelagerten Goldbestände sei vollständig und
seit Jahrzehnten nachvollziehbar erbracht. Diese Auffassung wird
von allen bisherigen Wirtschaftsprüfern geteilt. Für alle Jahresab-
schlüsse liegen uneingeschränkte Testate der Wirtschaftsprüfer vor.
26. Abgeordneter
Ulrich

Maurer

(DIE LINKE.)
Wann ist mit der nächsten Änderung des in
§ 2 der Deckungsrückstellungsverordnung ge-
mäß § 65 des Versicherungsaufsichtsgesetzes
geregelten Rechnungszinses, zuletzt am
1. März 2011 von 2,25 auf 1,75 Prozent abge-
senkt, zu rechnen, und welche Änderung er-
wartet die Bundesregierung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 15. März 2012
Die Herabsetzung des in § 2 der Deckungsrückstellungsverordnung
geregelten Höchstzinssatzes auf 1,75 ist zum 1. Januar 2012 in Kraft
getreten. Eine weitere Änderung ist aktuell nicht geplant.

Der Zinssatz wird nach den Vorgaben des § 65 Absatz 1 Nummer 1
des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Regel jährlich geprüft. Al-
lerdings wird die jetzige Regelung mit der Umsetzung der Richtlinie
2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der
Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II)
voraussichtlich entfallen. Wegen der noch laufenden Vehandlungen
auf europäischer Ebene lassen sich zu dem Zeitpunkt, zu dem die jet-
zige Regelung außer Kraft treten wird, und dazu, welche Regelung
an ihre Stelle treten wird, noch keine abschließenden Aussagen tref-
fen.
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27. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
An wen und unter welchen Auflagen (bitte mit
Datumsangabe) wurde die ehemalige Standort-
schießanlage Traunstein/Trenkmoos von der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ver-
kauft?
28. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
Wie hoch war der Verkaufspreis, und wurde
dieser schon vollständig bezahlt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 14. März 2012
Der Verkauf der ehemaligen Standortschießanlage Traunstein/
Trenkmoos erfolgte in zwei Teilen mit den Grundstückskaufverträ-
gen vom 17. Dezember 2004 durch die Bundesvermögensverwaltung
und vom 24. Juli 2006 durch die Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben (Bundesanstalt).

In der Kaufvertragsurkunde vom 17. Dezember 2004 wurde eine
rund 17 433 m2 große Teilfläche an den „Tre-Aktiv e. V.“ mit Sitz in
Laufen sowie eine rund 25 000 m2 große Teilfläche an die „Tre-Akiv
GmbH“ mit Sitz in Wonneberg verkauft.

In der Kaufvertragsurkunde vom 24. Juli 2006 wurde eine rund
10 938 m2 große Teilfläche an den „Tre-Aktiv e. V.“ mit Sitz in Lau-
fen sowie eine rund 10 380 m2 große Teilfläche an die „Tre-Aktiv
GmbH“ mit Sitz in Wonneberg verkauft.

Eine öffentliche Beantwortung Ihrer Fragen zum Kaufpreis und zu
Einzelheiten der Vertragsgestaltung ist mir mit Rücksicht auf die
schützenswerten geschäftlichen Interessen der Bundesanstalt und der
Käufer nicht möglich. Die Bundesanstalt muss bei ihren gewerbli-
chen Aktivitäten den Vertrauensschutz ihrer Geschäftspartner beach-
ten und ist nicht berechtigt, Vertragsinhalte von Immobilienkaufver-
trägen ohne Zustimmung der Erwerber an interessierte Dritte weiter-
zugeben. Sie würde ansonsten das Vertrauen ihrer vergangenen, ak-
tuellen und künftigen Geschäftspartner riskieren, die in der Regel
nicht daran interessiert sind, dass ihre Geschäftsgeheimnisse öffent-
lich gemacht werden. Die Kunden der Bundesanstalt müssen den
gleichen Vertrauensschutz genießen können wie die Geschäftspart-
ner privatrechtlicher Immobilienverkäufer.

Daher bedauere ich, die von Ihnen gestellten Fragen zum Verkaufs-
preis und zu Einzelheiten der Vertragsgestaltung nicht beantworten
zu können.
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29. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welcher personelle Aufwand ist mit der Um-
setzung der am 26. Oktober 2011 auf dem
Euro-Gipfel vereinbarten stärkeren „Struktur
für die Steuerung im Euro-Währungsgebiet“
verbunden, und aus welchen Quellen wird die
Finanzierung stammen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 13. März 2012
Das Sekretariat des Wirtschafts- und Finanzausschusses/Eurogrup-
pen-Arbeitsgruppe ist nach den Entscheidungen vom 26. Oktober
2011 mit sechs Stellen verstärkt worden. Beim Ratssekretariat wer-
den bis zu acht neue Stellen geschaffen. Zudem ist der Vollzeitvorsit-
zende der Eurogruppen-Arbeitsgruppe (plus bis zu zwei Stellen)
beim Ratssekretariat angesiedelt. Stellen des Ratssekretariats wie
auch der EU-Kommission werden aus dem EU-Haushalt bezahlt.

Der mit der Umsetzung der Beschlüsse verbundene personelle Mehr-
aufwand für Deutschland ist zurzeit noch nicht absehbar, da die Um-
setzung erst am Anfang steht. Es ist jedoch davon auszugehen, dass
durch die vorgesehene immer engere Koordinierung der Finanzpoli-
tiken, die strengere Überwachung der Haushaltspolitik der Mitglied-
staaten sowie der Stabilität des Finanzsystems ein personeller Mehr-
aufwand entstehen wird.
30. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Wie erklärt die Bundesregierung insbesondere
im Hinblick auf die vom Wissenschaftlichen
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
in seinem Gutachten „Fiskalpolitische Institu-
tionen in der Eurozone“ geforderte grundsätz-
liche Reversibilität aller vorgenommenen
Hilfsmaßnahmen, dass der Europäische Stabi-
litätsmechanismus (ESM) im Gegensatz zur
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität
(EFSF) bevorrechtigten Gläubigerstatus genie-
ßen soll (Nummer 13 der Erwägungsgründe
des Vertrags zur Einrichtung des Europäischen
Stabilitätsmechanismus), und zu welchen Ge-
fahren für den europäischen Staatsschulden-
markt führt es, dass ESM-Programmländer
wegen der Bevorrechtigung des ESM gegen-
über privaten Gläubigern nur zu erschwerten
ökonomischen Bedingungen den Wiederein-
stieg in die Staatsfinanzierung über den Kapi-
talmarkt finden können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. März 2012
Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
empfiehlt in seinem Gutachten „Fiskalpolitische Institutionen in der
Eurozone“, dass Maßnahmen des kurzfristig orientierten Krisenma-
nagements so ausgestaltet werden sollen, dass sie glaubwürdig rever-
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sibel sind. Hierdurch soll vermieden werden, dass Maßnahmen, die
zur kurzfristigen Krisenbekämpfung ergriffen werden, die fiskalpoli-
tische Disziplin in der Eurozone langfristig untergraben. Diese Emp-
fehlung steht nicht im Widerspruch zum bevorrechtigten Gläubiger-
status des ESM. Ebenso wie beim Internationalen Währungsfonds
(IWF) senkt der bevorrechtigte Gläubigerstatus das Risiko, dass ver-
gebene ESM-Finanzhilfen nicht zurückgezahlt werden und erhöht
damit die Sicherheit der Kapitaleinlagen der ESM-Anteilseigner.

Der bevorrechtigte Gläubigerstatus dient dem Schutz der Interessen
der öffentlichen Gläubiger. Ein solcher Vorzug gegenüber den priva-
ten Gläubigern ist berechtigt, da der ESM erst dann Finanzhilfen
vergeben wird, wenn private Gläubiger nicht mehr bereit sind, ein
Mitgliedsland in ausreichendem Maße über den Kapitalmarkt zu re-
finanzieren. Die Finanzhilfen tragen dazu bei, Gefahren für den
europäischen Staatsschuldenmarkt und die europäische Währungs-
union als Ganzes abzuwenden. Die Alternative wäre, dass die Re-
finanzierung nicht mehr sichergestellt ist. Das betroffene Mitglieds-
land muss sich ggf. fehlendes Vertrauen und den Zugang zu den Ka-
pitalmärkten durch ein Reformprogramm schrittweise zurückerar-
beiten und kurzfristige durch längerfristige Refinanzierungen über
den Kapitalmarkt ersetzen.
31. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern kann die Bundesregierung Berichte
bestätigen, nach denen die Bundesregierung
dafür verantwortlich ist, dass auf der Sitzung
des Rats Wirtschaft und Finanzen des Rats
der Europäischen Union (ECOFIN) am
21. Februar 2012 die vorgesehene Behandlung
über eine Erweiterung des persönlichen und
sachlichen Anwendungsbereichs der EU-Richt-
linie über die Besteuerung von Zinserträgen
von der Tagesordnung genommen wurde
(„Bundesregierung bremst EU aus“, in: Die
Tageszeitung vom 5. März 2012), und welche
Gründe bewegten die Bundesregierung zu die-
sem Schritt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus
vom 13. März 2012
Die Bundesregierung hat ein großes Interesse daran, dass im Rah-
men der dänischen Präsidentschaft Fortschritte bei der Richtlinie
über die Besteuerung von Zinserträgen erzielt werden. In Überein-
stimmung mit der dänischen Präsidentschaft und der KOM soll des-
halb ein Zeitpunkt für die Behandlung dieser Frage auf dem ECO-
FIN gewählt werden, der die größten Erfolgsaussichten hinsichtlich
der erforderlichen Einstimmigkeit verspricht. Vor diesem Hinter-
grund wurde einvernehmlich davon abgesehen, diese Frage bereits in
der ECOFIN-Sitzung am 21. Februar 2012 zu behandeln.
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32. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann die Bundesregierung bestätigen, dass sie
mit 12,6 Mrd. Euro Gesamteinnahmen aus der
vereinbarten Einmalzahlung aus dem unter-
zeichneten, aber noch nicht ratifizierten
Abkommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über Zusammenarbeit in den
Bereichen Steuern und Finanzmarkt rechnet
(„Steuerabkommen mit der Schweiz brächte
NRW angeblich zwei Milliarden Euro“, in:
Der Westen vom 24. Februar 2012), und wie
ergeben sich diese Zahlen (bitte mit genauer
Auflistung der betroffenen Annahmen)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 13. März 2012
Nach Inkrafttreten des Abkommens zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt werden
zunächst 2 Mrd. CHF als Vorauszahlung an Deutschland überwiesen
werden. Im Hinblick darauf, dass keine verlässlichen Aussagen über
den Umfang der einer Nachversteuerung für die Vergangenheit un-
terworfenen Kapitalanlagen möglich sind, sind darüber hinaus keine
belastbaren Angaben über die Höhe der insgesamt aus der Nachver-
steuerung zu erwartenden Einnahmen möglich.
33. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
In welchen Titeln im Energie- und Klimafonds
streicht die Bundesregierung Gelder, um Mit-
tel in Höhe von 1,5 Mrd. Euro anstelle der bis
jetzt ausgewiesenen 900 000 Euro für die Maß-
nahmen zur energetischen Gebäudesanierung
zu erhalten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 13. März 2012
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat dem Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages mit Bericht vom 1. März 2012 –
Ausschussdrucksache 17(8)4337 – eingehend über die zweckentspre-
chende Verwendung der im Energie- und Klimafonds (EKF) im
Wirtschaftsjahr 2011 verausgabten Mittel und über die im Wirt-
schaftsjahr 2012 zu erwartende Einnahmen- und Ausgabeentwick-
lung berichtet. In Nummer 3 des Berichts stellt das BMF umfassend
die erwartete Einnahmeentwicklung für das Wirtschaftsjahr 2012
und deren Auswirkungen auf die einzelnen Titel des EKF dar.

Anfang des Jahres hat das BMF vor dem Hintergrund der volatilen
Einnahmesituation des EKF den Fachressorts zunächst nur 60 Pro-
zent der Verpflichtungsermächtigungen zur Bewirtschaftung zugewie-
sen. Dies waren beim CO2-Gebäudesanierungsprogramm 897 Mio.
Euro, die in den Jahren 2013 bis 2022 im EKF auszufinanzieren sind.
Im Einvernehmen mit allen am EKF beteiligten Ressorts beabsichtigt
das BMF, nach Befassung des Haushaltsausschusses des Deutschen
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Bundestages den Fachressorts grundsätzlich jeweils weitere 10 Pro-
zent der Verpflichtungsermächtigungen zuzuweisen. Die Verpflich-
tungsermächtigung für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm soll
vollständig zugewiesen werden. Hierbei wird das BMF das Ergebnis
der Beratungen im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages
berücksichtigen.
34. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Welche Schritte plant die Bundesregierung, da-
mit Vereine nicht in Existenznot geraten, wenn
sie von der Bundesanstalt für Immobilien
(BImA) Pachtverträge für ehemalige Bunker
und Flächen von Wasserstraßen erhalten, die
sie für ihre Vereinsarbeit nutzen und die früher
in der Obhut der Kommunen oder der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung waren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 14. März 2012
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) ist als
ein nach kaufmännischen Gesichtspunkten handelndes Unterneh-
men nach dem Gesetz zur Gründung einer Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben (BImAG) zur Wirtschaftlichkeit verpflichtet. Vor
diesem Hintergrund vermietet/verpachtet sie ihre Liegenschaften
grundsätzlich nur zum vollen Wert, das heißt, zu den jeweils markt-
üblichen Konditionen. Sowohl die jeweiligen Mietspiegel als auch
die Mietwertermittlungen der Bundesanstalt berücksichtigen Beson-
derheiten der Mietobjekte, was gegebenenfalls zu Abschlägen bei der
Miete führen kann.
35. Abgeordneter
Frank
Schwabe

(SPD)
Welche Maßnahmen plant die Bundesregie-
rung, um finanzschwache Kommunen im
Ruhrgebiet wieder handlungsfähig zu machen?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer

vom 13. März 2012
Für eine angemessene Finanzausstattung ihrer Kommunen sind
nach der Finanzverfassung die Länder zuständig. Sie besitzen im
kommunalen Finanzausgleich das geeignete Instrument, einen Aus-
gleich zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft der einzelnen Kom-
munen herbeizuführen. Vielen, vor allem hoch verschuldeten Kom-
munen, kann aber allein über die Mechanismen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs bei der Sicherung ihrer finanziellen Handlungsfähig-
keit nicht ausreichend geholfen werden. Zahlreiche Länder – so auch
das Land Nordrhein-Westfalen – haben deswegen Entschuldungs-
programme aufgelegt mit dem Ziel, die betroffenen Kommunen mi-
tel- bis langfristig wieder auf eine solide und tragfähige finanzielle
Grundlage zu stellen. Die Bundesregierung begrüßt diese Initiativen
der Länder ausdrücklich.
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Im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Möglichkeiten hat auch die
Bundesregierung Maßnahmen zur Entlastung der Kommunen ergrif-
fen. Um zu einer dauerhaften und nachhaltigen Verbesserung der
kommunalen Finanzsituation beizutragen, hat sich der Bund in der
Gemeindefinanzkommission zu einer schrittweise erfolgenden und
ab dem Jahr 2014 vollständigen Erstattung der Vorvorjahresausga-
ben für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung be-
reiterklärt. Mit dieser Maßnahme entlastet der Bund die Kommunen
als Sozialhilfeträger allein im Zeitraum 2012 bis 2015 um mehr als
12 Mrd. Euro. Die Entlastung der Kommunen wird wegen der Dy-
namik der Ausgaben für die Grundsicherung und bei Erwerbsminde-
rung in den darauf folgenden Jahren noch anwachsen. Mit dieser
Vereinbarung ist eine nachhaltige und dauerhafte Entlastung der
Kommunen erreicht. Hiervon profitieren insbesondere finanzschwa-
che Kommunen, gerade auch in Nordrhein-Westfalen.
36. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Warum mussten sich öffentlich-rechtliche Pen-
sionskassen in Griechenland entscheiden, ob
sie an der privaten Gläubigerbeteiligung teil-
nehmen, und warum sind zum Ausgleich mit
dabei gegebenenfalls verbundenen Verlusten
– im Gegensatz zu den vorgesehenen Milliar-
denbeträgen zur Rekapitalisierung der griechi-
schen Banken – keine Mittel im zweiten soge-
nannten Hilfspaket für Griechenland bereitge-
stellt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. März 2012
Alle Anleihegläubiger griechischer Staatsanleihen, außer der Euro-
päischen Zentralbank, Nationale Zentralbanken und EU-Institutio-
nen, waren zur Teilnahme an der Umschuldung aufgerufen. Dazu
zählen auch die griechischen Pensionsfonds.

Die griechische Regierung hat versichert, dass der finanzielle Besitz-
stand der griechischen Pensionsfonds nach der Umschuldung wie-
derhergestellt werden wird und die Umschuldung insofern keine
Auswirkungen auf die Rentenzahlungen der geiechischen Rentner
haben wird. Der griechische Staat unterstützte die griechischen Pen-
sionsfonds bisher jährlich mit 13 Mrd. Euro. Rein rechnerisch hat
der griechische Staat den griechischen Pensionsfonds damit inner-
halb von zwei Jahren staatliche Zuschüsse in Höhe des gesamten
Wertes der in ihrem Besitz befindlichen staatlichen Anleihen in Höhe
von 27 Mrd. Euro gezahlt.

Im zweiten Hilfsprogramm für Griechenland sind Mittel zur Finan-
zierung des griechischen Staatshaushalts vorgesehen, die Zahlungen
an die griechischen Pensionsfonds ermöglichen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
37. Abgeordneter
Klaus

Ernst
(DIE LINKE.)
In welchen Jahren wurde seit 1998 gegen das
„Gesetz zur Förderung der Stabilität und des
Wachstums der Wirtschaft“ verstoßen, wo-
nach Bund und Länder bei ihren wirtschafts-
und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfor-
dernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts zu beachten haben und die Maßnahmen
so zu treffen sind, dass sie im Rahmen der
marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig
zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem ho-
hen Beschäftigungsstand und außerwirtschaft-
lichem Gleichgewicht bei stetigem und ange-
messenem Wirtschaftswachstum beitragen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 16. März 2012
Der Bund hat in keinem Jahr gegen das Gesetz zur Förderung der
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft verstoßen.
38. Abgeordneter
Thilo

Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Themen sind für die Bundesregierung
im Rahmen der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Entwicklung
(UNCTAD) vom 21. bis 26. April 2012 in
Doha von besonderer Bedeutung, und inwie-
fern wird sie diese einbringen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto
vom 16. März 2012
Bei der UNCTAD-XIII-Ministerkonferenz in Doha vom 21. bis
26. April 2012 geht es um die Verabschiedung des Arbeitspro-
gramms der UNCTAD für die nächsten vier Jahre bis zur nächsten
UNCTAD-Ministerkonferenz. Zudem dient die Konferenz dem Dia-
log zwischen entwickelten Staaten und Entwicklungsländern zu Glo-
balisierung, Handel, Investitionen und Entwicklung.

Die Bundesregierung hat ihre Positionen zu UNCTAD XIII bei der
Erarbeitung der am 10. Oktober 2011 verabschiedeten EU-Rats-
schlussfolgerungen „The European Union’s Key Objectives and Pri-
orities for the 13th United Nations Conference on Trade and Deve-
lopment“ (Dok. 15326/11) eingebracht. Besondere Priorität für die
UNCTAD sollten die Bedürfnisse der am wenigsten entwickelten
Länder (LDC), vor allem in Afrika, genießen.

Die Bundesregierung wird insbesondere die Bedeutung und die posi-
tiven Auswirkungen von unternehmerischer Tätigkeit, wie z. B. Aus-
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landsinvestitionen, für Entwicklung sowie die Rolle von Frauen her-
vorheben.
39. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Neuausrichtungen bzw. Umwidmun-
gen von Forschungsmitteln im Bereich der
Energieforschung haben aufgrund der Kata-
strophe von Fukushima und der damit einher-
gehenden Neubewertung der Atomkraft im
6. Energieforschungsprogramm der Bundesre-
gierung stattgefunden (möglichst genaue Auf-
stellung nach Jahren, Höhe, Ressorts bzw. Ti-
teln)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 13. März 2012
Orientierungsgrundlage für das 6. Energieforschungsprogramm ist
das Energiekonzept der Bundesregierung vom 28. September 2010
sowie seine Fortschreibung durch die Neubewertung der Kernener-
gie nach dem Erdbeben in Japan. Ziel des neuen Energieforschungs-
programms ist es, den Weg in das Zeitalter der erneuerbaren Ener-
gien noch schneller zu beschreiten und dabei gleichzeitig eine siche-
re, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung in
Deutschland zu gewährleisten. Dafür werden neue Akzente auf fol-
genden vier Feldern gesetzt:

• Klare Priorität bei der Förderung von Forschung und Entwick-
lung in den Bereichen „Erneuerbare Energien“ (2012 bis 2015:
1,5 Mrd. Euro) und „Energieeffizienz“ (2012 bis 2015: 1,3 Mrd.
Euro). Die Fördermittel in diesen Bereichen werden von den
Ressorts noch deutlicher auf Technologien und Systeme konzent-
riert, die für den Umbau der Energieversorgung wichtig sind:
Energiespeicher, Netztechnik, Integration der erneuerbaren Ener-
gien in die Energieversorgung und das Zusammenwirken dieser
Technologien im Gesamtsystem.

• Verstärkte ressortübergreifende Zusammenarbeit auf ausgewähl-
ten, für die künftige Energieversorgung Deutschlands wichtigen
Feldern. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
(BMWi), Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (BMU) und Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) haben die Initiative „Energiespeicher“ bereits
auf den Weg gebracht und stellen dafür rd. 200 Mio. Euro zur
Verfügung. Weitere Initiativen in den Bereichen „Netze“ und
„Solares Bauen/Energieeffiziente Stadt“ werden folgen.

• Ausbau der internationalen Forschungskooperationen durch eine
stärkere Vernetzung innerhalb der Europäischen Union insbeson-
dere im Kontext des Europäischen Strategischen Energietechnolo-
gieplans (SET-Plan). Zur Vorbereitung der europäischen Zusam-
menarbeit hat die Bundesregierung die beteiligten Akteure (Kom-
mission, Vertreter der Mitgliedstaaten, Wirtschaft und Wissen-
schaft) am 19. März 2012 zur Fachkonferenz „Energy Research
in Europe: Gemany’s Contribution to the SET-Plan“ eingeladen.
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• Ausbau der „Koordinierungsplattform Energieforschungspolitik“
zur verbesserten Koordinierung und Abstimmung der For-
schungsaktivitäten innerhalb der Bundesregierung, mit den Bun-
desländern und den europäischen Förderinstitutionen. Ab Herbst
2012 wird jährlich ein „Bundesbericht Energieforschung“ erschei-
nen.

Die beteiligten Ressorts setzen in ihrem Zuständigkeitsbereich je-
weils eigene inhaltliche Schwerpunkte:

• Das BMWi fördert im Bereich der nichtnuklearen Energiefor-
schung Technologien zur Steigerung der Energieeffizienz entlang
der gesamten Energiekette. Mit Blick auf die Herausforderungen
beim Umbau der Energieversorgung rücken neue Themen in den
Fokus der Forschungsförderung: „Energiespeicher“ und „Netz-
technologien“. Des Weiteren werden neue Akzente in der Be-
trachtung von dezentralen Energiesystemen im Kontext des För-
derschwerpunkts „Energieeffiziente Stadt“ gesetzt.

In der projektgeförderten Reaktorsicherheitsforschung wurde
nach erster Analyse der Vorgänge in Fukushima Fragestellungen,
die zeitnah zu klären sind, durch Umschichtungen in den Arbeits-
programmen laufender Vorhaben in Bearbeitung genommen.
Hierzu wurden Mittel, die für die Jahre 2011 und 2012 festgelegt
waren, in Höhe von ca. 1 Mio. Euro umgewidmet.

• Das BMU nutzt die Projektförderung zu einer strategisch ausge-
richteten, umfassend angelegten Förderung von Forschung und
Entwicklung in den Bereichen Windenergie, Photovoltaik, Geo-
thermie, Thermische Solarenergie, Solarthermische Kraftwerke,
Wasserkraft und Meeresenergie. Ein bedeutender Schwerpunkt
liegt auf Projekten, die einen Beitrag zur Umstellung auf ein rege-
neratives Energiesystem leisten. Die Forschungsförderung für er-
neuerbare Energien des BMU trägt dazu bei, die Treibhausgas-
emissionen zu mindern, die Ausbauziele der erneuerbaren Ener-
gien zu erreichen, die Kosten der Technologien der erneuerbaren
Energien zu senken, die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter-
nehmen auf den Zukunftsmärkten für die erneuerbaren Energien
zu stärken und zukunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen, die Ener-
giesysteme mit Blick auf den Hauptanteil erneuerbarer Energien
zu optimieren und den Ausbau und die Nutzung der erneuerbaren
Energien umwelt- und naturverträglich zu gestalten.

• Leitmaxime der Förderung für das BMBF ist das „Energiekon-
zept 2050“ der Bundesregierung. Mit dem 6. Energieforschungs-
programm hat das BMBF seine neue Forschungsagenda vorge-
legt. Hieraus sind folgende Initiativen und Aktivitäten hervorzu-
heben:

– Einrichtungen des neuen Förderschwerpunkts „Gesellschafts-
und umweltverträgliche Transformation des Energiesystems“.
Damit werden verstärkt sozialwissenschaftliche Aspekte in der
Energieforschung berücksichtigt (2012 bis 2015: 17 Mio. Euro).

– Das BMBF setzt die Förderung der Ausbildung wissenschaftli-
chen Nachwuchses im Bereich der nuklearen Sicherheits- und
Entsorgungsforschung sowie der Strahlenforschung weiter fort.
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Auf diese Weise wird ein Beitrag dazu geleistet, dass Deutsch-
land auch in Zukunft über die nötigen Experten und ausrei-
chend Fachkompetenz verfügt.

– Die institutionell geförderten Einrichtungen der Fraunhofer-
Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft, Max-Planck-Gesell-
schaft und der Leibniz-Gemeinschaft haben bereits begonnen,
neue Maßnahmen zur Intensivierung der nationalen Energie-
forschung zu entwickeln. Das BMBF steht dazu mit den For-
schungseinrichtungen in einem engen Austausch. Ziel ist, die
dort vorhandenen Kompetenzen auf die Energiewende zuzu-
schneiden.

– Mit der POF*-III-Periode werden für die Helmholtz-Gemein-
schaft – gemeinsam mit dem BMWi und den Zuwendungsge-
bern der Länder – die Vorgaben zur Umsetzung der Energie-
wende vereinbart.

• Der Beitrag des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV) am 6. Energiefor-
schungsprogramm wird durch Forschungsförderung im Bereich
Bioenergie im Rahmen des Förderprogramms Nachwachsende
Rohstoffe erbracht. Bis 2014 sollen jeweils 25 Mio. Euro pro
Haushaltsjahr aus Mitteln des BMELV für die Bioenergiefor-
schung verausgabt werden. Zur Intensivierung und Neuausrich-
tung der Forschungsarbeiten im Rahmen der Energiewende hat
BMELV folgende neue Förderschwerpunkte bekannt gegeben,
die aus Mitteln des Energie- und Klimafonds gefördert werden:

– Züchtung zur Anpassung von Energiepflanzen an den Klima-
wandel,

– Intelligente Lösungen zur kombinierten Nutzung von Bioener-
gie und anderen erneuerbaren Energien,

– Effizienzsteigerung für dezentrale Bioenergie-Nutzungskonzep-
te,

– Entwicklung von Konversionsrouten zur Bereitstellung von
Energieträgern aus nachwachsenden Rohstoffen mittels Algen,

– Biokraftstoffe,

– Untersuchungen zur Humus- und Nährstoffwirkung organi-
scher Reststoffe aus Biomassekonversionsanlagen.

Zusätzlich wird als Beitrag zur angewandten Bioenergieforschung
durch das BMELV das DeutscheBiomasseForschungsZentrum
gGmH (DBFZ) institutionell mit ca. 5 Mio. Euro jährlich gefördert.
: Programmorientierte Förderung
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40. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des
Staatssekretärs im BMWi, Stefan Kapferer,
dass aufgrund der CCS-Anforderungen im
Rahmen der EU-Beihilfeleitlinien das Kraft-
werksförderprogramm der Bundesregierung
auch weiterhin nicht vorankommt (Energate-
meldung vom 29. Februar 2012), und welche
Alternativen zieht die Bundesregierung diesbe-
züglich in Betracht?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 9. März 2012
Die EU-beihilferechtlichen Vorgaben für die Kraftwerksförderung
werden nach Angaben der Europäischen Kommission voraussicht-
lich Ende März verabschiedet. Die Bundesregierung wird zu gegebe-
ner Zeit einen Vorschlag für den Umgang mit den Beihilfeleitlinien
im Hinblick auf ein Kraftwerksförderprogramm vorlegen. Im Übri-
gen verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort auf die Kleine
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 17/8674).
41. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter
Rossmann

(SPD)
Aus welchen Gründen hat das BMWi die
SIGNO-Erfinderförderung für Jugend- und
Erwachsenenerfinderclubs in den neuen
SIGNO-Förderrichtlinien gestrichen, und wel-
che sonstigen Förderangebote bestehen für
Erfinderclubs und freie Erfinder insbesondere
auch im Jugendbereich?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto
vom 16. März 2012
Das BMWi hat im Juni 2011 im Rahmen des Konzeptes zur Neuaus-
richtung und Straffung des Förderangebotes des BMWi u. a. be-
schlossen, die Zuwendungen an die SIGNO-Erfinderclubs ab dem
Haushaltsjahr 2012 einzustellen.

Ausschlaggebend hierfür war zum einen die sehr kostenintensive Ad-
ministration dieser Fördermaßnahme sowie die Überzeugung, dass
die SIGNO-Erfinderclubs nach 16-jähriger Förderung finanziell auf
eigenen Füßen stehen sollten.

Nach Einstellung der Förderung im Rahmen des SIGNO-Pro-
gramms erfolgt zurzeit keine Förderung von Erfinderclubs durch
Bundesmittel.
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42. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter

Rossmann

(SPD)
Wie hoch war der nun gestrichene Förderbe-
trag für private Erfinder und Erfinderclubs im
Rahmen des SIGNO-Programms in den letz-
ten Jahren, und welche Maßnahmen plant die
Bundesregierung zukünftig, um das Innova-
tionsklima in Deutschland auch im privaten
Bereich zu verbessern und insbesondere tech-
nikbegeisterte Jugendliche und junge Erfinder
zu unterstützen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 16. März 2012
Die Zuwendungen an die Jugend- und Erwachsenenerfinderclubs im
Rahmen des SIGNO-Programms betrugen – ohne die administrati-
ven Kosten – ca. 250 000 Euro p. A., Jugenderfinderclubs wurden
mit max. 2 400 Euro p. A. gefördert, Erwachsenenerfinderclubs mit
max. 1 500 Euro p. A.

Zurzeit wird vom BMWi speziell für Erfinder im Kinder- und
Jugendlichenalter ein neues, zielgenaueres Förderinstrument ent-
wickelt, das Erfindungsprojekte von Kindern und Jugendlichen
unterstützt, aber keine Vereinsstrukturen fördert. Auch soll der
Erfinderpreis des BMWi in den Kategorien Kinder und Jugendliche
in überarbeiteter Form weiter vergeben werden. So bleibt sicherge-
stellt, dass Kreativität und innovatives Denken von Schülern bei ih-
ren Erfindungen auch weiter staatliche Unterstützung erfährt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
43. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Unter welchen Umständen (z. B. nach welcher
Frist), ist bei aufstockenden Selbständigen da-
von auszugehen, dass sie nicht durch weitere
selbständige Tätigkeit den Weg aus der Hilfs-
bedürftigkeit (Leistungsbezug) finden werden,
und inwiefern können diese Personen in Maß-
nahmen der Arbeitsvermittlung einbezogen
werden?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 15. März 2012
Nach dem Grundsatz des Forderns und Förderns nach § 2 SGB II
sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in Be-
darfsgemeinschaft lebenden Personen verpflichtet, alle zumutbaren
Möglichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln
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und Kräften zu bestreiten, insbesondere durch den Einsatz der eige-
nen Arbeitskraft.

Sofern die selbständige Tätigkeit nicht bedarfsdeckend ist und auch
seit längerer Zeit keine Tendenz hin zur Beseitigung der Hilfebedürf-
tigkeit erkennen lässt, ist im Einzelfall abzuwägen, welche Arbeit un-
ter Berücksichtigung der Integrationsstrategie hierfür geeignet ist.
Der Verweis auf eine neue Arbeit ist gemäß § 10 Absatz 2 Nummer 5
SGB II grundsätzlich nicht allein deshalb unzumutbar, weil dadurch
eine derzeit bestehende selbständige Tätigkeit beendet oder einge-
schränkt werden muss.

Bei einem Verweis auf eine andere Arbeit ist im Vorfeld zu prognos-
tizieren, ob diese mit einer höheren Wahrscheinlichkeit die Hilfebe-
dürftigkeit beendet oder verringert.

Die Feststellung, dass die Hilfebedürftigkeit auf absehbare Zeit mit
der bisherigen selbständigen Tätigkeit nicht überwunden werden
kann, setzt die ausführliche Sichtung und Bewertung der bisherigen
Geschäftsergebnisse und des ggf. vorliegenden nachvollziehbaren
Geschäftsplanes voraus.

Erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen sind berechtigt, begrün-
dete Anhaltspunkte vorzulegen, dass durch die bisherige Tätigkeit
die Hilfebedürftigkeit beendet werden kann. Dies kann u. a. anhand
der zukünftigen Tragfähigkeit belegt werden. Die Tragfähigkeit ist
auch dann belegt, wenn mit einem nachvollziehbaren Geschäftsplan
abzusehen ist, dass zukünftig ein ausreichender Überschuss erzielt
wird, der voraussichtlich die Hilfebedürftigkeit beenden wird.

Der Zeitpunkt für eine Prüfung der Selbständigkeit richtet sich
grundsätzlich nach dem individuellen Einzelfall. Jedoch sollte spätes-
tens nach einem Jahr seit dem erstmaligen SGB-II-Leistungsbezug
die Prüfung erfolgen, ob der Verweis auf eine andere Arbeit geboten
ist. Dabei ist es unerheblich, ob der oder die Leistungsberechtigte in
diesem Zeitraum laufend Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts erhalten hat.

Die Zumutbarkeitsregelungen gelten gemäß § 10 Absatz 3 SGB II
auch für Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit. Somit können er-
werbsfähige Leistungsberechtigte in Maßnahmen nach § 16 SGB II
i. V. m. den entsprechenden Vorschriften des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch einbezogen werden. Maßnahmen nach den §§ 16a, 16d
sowie 16e SGB II sind hiervon ebenfalls erfasst.
44. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Anstrengungen unternimmt die Bun-
desregierung mit Blick auf die im Bericht vom
21. Dezember 2011 veröffentlichten Ergeb-
nisse der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe
Übergang Schule–Beruf, um Klarheit bezüg-
lich der Zuordnung von Programmen zu ge-
winnen, und wie wird die Bundesregierung jen-
seits der wenig wirksamen beschlossenen Ge-
setzesreform zur Verbesserung der Eingliede-
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rungschancen am Arbeitsmarkt auf die fest-
gestellten Überschneidungen bei den Förder-
instrumenten reagieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 14. März 2012
Der in der Frage zitierte Bericht hat transparent gemacht, welche
Förderinstrumente im Arbeitsförderungsrecht und welche Bundes-
programme im Bereich des Übergangs von der Schule in den Beruf
auf Bundesebene zum Stand 21. Dezember 2011 existierten. Die Ar-
beitsgruppe hat allgemeine Leitlinien orientiert an der Qualifizie-
rungsinitiative von Bund und Ländern entwickelt, an denen sich die
Ressorts bei der Gestaltung des Übergangs von der Schule in den Be-
ruf künftig ausrichten wollen.

Die Verbesserung des Übergangsmanagements und die Überprüfung
von Schnittstellen und Überschneidungen zwischen Förderinstru-
menten und Bundesprogrammen ist eine Daueraufgabe. Bei der
Neukonzeption oder Änderung von Förderinstrumenten und Bun-
desprogrammen sollen sie unter Berücksichtigung der oben aufge-
führten Handlungsschwerpunkte und der Prinzipien zur Zusammen-
arbeit und Methodik anlassbezogen zu Gunsten der Zielgruppen op-
timal abgestimmt werden. Diese Grundsätze werden auch in Abstim-
mungen mit den Ländern angewandt.

Die Behauptung, das Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt sei wenig wirksam, geht aus mehreren
Gründen fehl. So treten die Änderungen im Wesentlichen erst am
1. April 2012 in Kraft. Außerdem ist die Jugendarbeitslosigkeit auf
dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung, und sie geht im
Vergleich zum Vorjahr auch in diesem Jahr weiter zurück, während
Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ins-
gesamt sich auf Rekord-Niveau befinden und voraussichtlich weiter
steigen.
45. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Warum bezieht sich die ressortübergreifende
Arbeitsgruppe in ihrem Bericht vom 21. De-
zember 2011 in Bezug auf die Länderprogram-
me auf eine ca. neun Monate alte Abfrage vom
März 2011, und plant die Bundesregierung
eine Aktualisierung und Vervollständigung die-
ser damals schon nicht vollständigen Informa-
tionen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 14. März 2012
Der Auftrag der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe bezog sich auf
den Bundesbereich. Um das Geschehen an den Schnittstellen zwi-
schen Schule, Ausbildung und Beruf sachgerecht abbilden zu kön-
nen, wurden die Länder um die Angabe ihrer Aktivitäten gebeten.



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/9002 – 30 –
Damit konnte für einen bestimmten Stichtag ein Überblick über die
Fördersituation in den Ländern gegeben werden.

Bund und Länder haben den Aufbau einer integrierten Ausbildungs-
berichterstattung (iABE) auf den Weg gebracht. Ziel ist es, durch
eine vollständige Datenlage die (Aus-)Bildungswege junger Men-
schen nach Verlassen der allgemeinbildenden Schule besser erfassen,
analysieren und bewerten zu können. Das Übergangsverhalten eines
Jahrgangs soll damit künftig möglichst vollständig erfasst und trans-
parent dargestellt werden. Damit wird es in Zukunft möglich sein,
Maßnahmen am Übergang von der Schule in den Beruf differenzier-
ter zu betrachten und zu bewerten. Mittelfristiges Ziel ist es, in allen
Ländern Individualdaten zu erfassen und für die Auswertung zur
Verfügung zu stellen. Damit wäre die Grundlage für eine bessere
und kontinuierliche Evaluierung von Bundes- und Landesprogram-
men gelegt.
46. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Gibt es auch in anderen Bundesministerien ein
ähnliches Informationssystem, um (wie die
Süddeutsche Zeitung am 3. März 2012 mit
Blick auf das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales – BMAS – berichtet hat) Abge-
ordnete der Regierungsfraktionen vor Bewilli-
gung einer Zuwendung des jeweiligen Bundes-
ministeriums über die in ihren Wahlkreisen
beabsichtigten Projektförderungen exklusiv zu
informieren?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 15. März 2012
In den Bundesministerien gibt es kein Informationssystem, um Abge-
ordnete der Regierungsfraktionen vor Bewilligung einer Zuwendung
des jeweiligen Bundesministeriums über die in ihren Wahlkreisen be-
absichtigten Projektförderungen exklusiv zu informieren. Dies gilt
auch für das BMAS. Das BMAS stellt den Abgeordneten aller Frak-
tionen des Deutschen Bundestages auf Wunsch Informationen über
Projektförderungen zur Verfügung.
47. Abgeordneter
Josip
Juratovic

(SPD)
Wie verträgt sich die Praxis, Abgeordnete der
Koalitionsfraktionen exklusiv zu informieren
mit dem Grundsatz der gleichen Rechte von
frei gewählten Abgeordneten?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 15. März 2012
Ein solches Verfahren wird nicht praktiziert. Das BMAS stellt im
Übrigen auf entsprechenden Wunsch Abgeordneten aller Fraktionen
des Deutschen Bundestages Informationen über Projektförderungen
zur Verfügung. Zunächst hatten Abgeordnete der Regierungsfraktio-
nen gegenüber dem BMAS den Wunsch geäußert, umfassender und
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frühzeitiger über Projektförderungen des BMAS informiert zu wer-
den.
48. Abgeordnete
Anette

Kramme
(SPD)
Trifft der Bericht der „Süddeutschen Zeitung“
vom 3. März 2012 zu, dass laut einem haus-
internen Vermerk auf Wunsch und Zusage der
Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen
die Abgeordneten der Regierungsfraktionen
über die in ihren Wahlkreisen beabsichtigten
Projektförderungen exklusiv informiert wer-
den, und welche Argumente sprechen dage-
gen, vom gleichen automatisierten Verfahren
auch die übrigen Abgeordneten profitieren zu
lassen?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 15. März 2012
Abgeordnete der Regierungsfraktionen hatten gegenüber dem
BMAS den Wunsch geäußert, umfassender und frühzeitiger über
Projektförderungen informiert zu werden. Das BMAS stellt den Ab-
geordneten aller Fraktionen des Deutschen Bundestages auf Wunsch
Informationen über Projektförderungen zur Verfügung.
49. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Gibt es einen entsprechenden Vermerk der
Zentralabteilung, und was ist Inhalt und Ziel
dieses Vermerks?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 15. März 2012
Inhalt und Ziel des internen Schreibens der Zentralabteilung war die
Etablierung eines verbesserten und systematischen Informationsver-
fahrens, welches im Kern aus einem „Muster-Informationsschrei-
ben“ und einem „Projekt-Steckbrief“ besteht.
50. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Honorarverträge wurden seit 2005
pro Jahr von wie vielen Beschäftigten in
Deutschland abgeschlossen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Ralf Brauksiepe

vom 8. März 2012
Daten zu Werk- oder Dienstverträgen freier Mitarbeiter liegen der
Bundesregierung nur auf der Basis des IAB-Betriebspanels vor. Das
IAB-Betriebspanel erhebt nur die Anzahl der freien Mitarbeiter zu
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einem bestimmten Stichtag. Aussagen zur Anzahl der pro Jahr abge-
schlossenen Werkverträge sind damit nicht möglich.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl der freien Mitarbeiter für
den Zeitraum 2005 bis 2010. Da es sich beim IAB-Betriebspanel um
eine Stichprobenerhebung handelt, sind die Ergebnisse mit statisti-
schen Unsicherheiten behaftet.
51. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Mit welchen Maßnahmen möchte die Bundes-
regierung der im Nationalen Aktionsplan der
Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention konstatierten gerin-
geren Inanspruchnahme von Angeboten für
Menschen mit Behinderung durch Migrantin-
nen und Migranten entgegenwirken, und wo-
rin sieht die Bundesregierung die Ursache für
die unterdurchschnittlichen Zahlen der amtli-
chen Feststellung einer Behinderung bei Mi-
grantinnen und Migranten (S. 27 ff.)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 16. März 2012
Im Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) werden die Belange
von Migrantinnen und Migranten mit Behinderungen als Quer-
schnittsthema in allen Handlungsfeldern berücksichtigt. Die im Ak-
tionsplan angesprochene geringe Inanspruchnahme von Angeboten
für Menschen mit Behinderungen durch Migrantinnen und Migran-
ten kann insbesondere auch dadurch verbessert werden, dass sich die
Einrichtungen für behinderte Menschen und die Behindertenverbän-
de verstärkt interkulturell öffnen. Dazu muss aber auch das Bewusst-
sein und die Wertschätzung für Migrantinnen und Migranten mit Be-
hinderungen verbessert werden. So hat die Fachtagung der Fachver-
bände für Menschen mit Behinderungen und der Verbände der
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freien Wohlfahrtspflege am 2. und 3. November 2011 in Berlin erste
Impulse zur interkulturellen Öffnung gesetzt.

Neben der allgemeinen Kapagne „Behindern ist heilbar“ des BMAS
zur Stärkung des Inklusionsgedankens in der Öffentlichkeit unter-
stützt die Bundesregierung diesen Prozess beispielsweise auch mit
der Initiative „Charta der Vielfalt“ und dem Programm „Aktion zu-
sammen wachsen“.

Die Bundesregierung informiert darüber hinaus Migrantinnen und
Migranten mit Publikationen in verschiedenen Muttersprachen über
die Leistungsangebote für Menschen mit Behinderungen (z. B. Infor-
mationen zum Persönlichen Budget in türkischer Sprache). Des Wei-
teren ist der Bundesverband der Migrantinnen und Migranten in
Deutschland im Fachausschuss „Freiheits- und Schutzrechte,
Frauen, Partnerschaft, Familie, Bioethik“ des Inklusionsbeirates bei
der Staatlichen Koordinierungsstelle nach Artikel 33 UN-BRK ver-
treten.

Außerdem wird die Bundesregierung im Rahmen der neuen Behin-
dertenberichterstattung auch die Lebenslagen von behinderten Mi-
grantinnen und Migranten in den Blick nehmen. Hierzu gehört auch
eine Analyse der vorhandenen Datenlage zu dieser Personengruppe.
52. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung
bereits ergriffen bzw. plant die Bundesregie-
rung zu ergreifen, um Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern aus den Ländern der Eurozone
mit hoher Arbeitslosigkeit und hoher Jugend-
arbeitslosigkeit, insbesondere aus Griechen-
land, über Beschäftigungsmöglichkeiten in
Deutschland zu informieren, und welche weite-
ren Maßnahmen plant die Bundesregierung
darüber hinaus, um diese Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer bei Interesse an einer Be-
schäftigungsaufnahme in Deutschland zu un-
terstützen (z. B. Werbung in Unternehmen,
Unterstützung beim Spracherwerb etc.)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 13. März 2012
Die Bundesregierung unterstützt die Aktivitäten der Zentralen Aus-
lands- und Fachvermittlung (ZAV) der Bundesagentur für Arbeit
(BA) zum innereuropäischen Arbeitsmarktausgleich im Rahmen des
EURES-Netzwerkes. Die ZAV kooperiert dabei eng mit den Arbeits-
verwaltungen und den Hochschulen sowie weiteren Partnern im
europäischen Ausland. Sie hat in den Jahren 2011 und 2012 an meh-
reren Messen und Jobbörsen (z. B. In Griechenland und Spanien)
teilgenommen.

Weiterhin informiert die ZAV auf ihrer Homepage über die Möglich-
keiten, in Deutschland zu arbeiten. Mit dem Mobilitätsprogramm
„Dein erster EURES Arbeitsplatz“ der Europäischen Kommission
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stehen der ZAV dabei Möglichkeiten zur Unterstützung der Mobili-
tät junger Menschen zwischen 18 und 30 Jahren zur Verfügung, die
über die Fördermöglichkeiten des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
hinausgehen. Die Unterstützung kann einen Zuschuss zum Vorstel-
lungsgespräch, zu den Reise-, Umzugs-, Aufenthalts- und den Le-
benshaltungskosten in den ersten Tagen nach der Unterzeichnung
eines Arbeitsvertrages sowie einen Beitrag zu den Kosten eines In-
tegrationsprogramms durch Schulungen oder Sprachkurse umfassen.

Im Falle Griechenlands unterstützt darüber hinaus der Parlamentari-
sche Staatssekretär bei der Bundesministerin für Arbeit und Soziales,
Hans-Joachim Fuchtel – als Beauftragter der Bundeskanzlerin für
die Deutsch-Griechische Versammlung – in Zusammenarbeit mit der
BA Initiativen, Fachkräfte nach Deutschland zu vermitteln sowie
den Austausch zu Ausbildungszwecken (z. B. Praktikantenaustausch)
zu verstärken.
53. Abgeordnete
Silvia

Schmidt

(Eisleben)

(SPD)
Liegen der Bundesregierung Kenntnisse über
die Anzahl der sozialversicherungspflichtigen
Angestellten in den neuen Bundesländern vor,
die bereits jetzt mit 100 Prozent des jeweiligen
Tarifs West entlohnt werden, und wie beurteilt
die Bundesregierung die in der Presse aufge-
brachte These, dass diese Beschäftigten bei
Renteneintritt durch die Höherwertung der
Arbeitsentgelte gegenüber Beschäftigten in Ost
und West regelmäßig bessergestellt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 14. März 2012
Durch die Hochwertung der Entgelte Ost wird gewährleistet, dass
sich das aktuell niedrige Lohniveau in den neuen Ländern bei Anglei-
chung der Einkommensverhältnisse nicht zu dauerhaft niedrigen
Renten in den neuen Bundesländern verfestigt. Wegen des im Ver-
gleich zum Gebiet der alten Bundesländer in den neuen Bundeslän-
dern noch immer geringeren Lohnniveaus gelten für Versicherte und
Rentnerinnen und Rentner in den neuen Bundesländern nach wie
vor unterschiedliche rentenrechtliche Rechengrößen (Durchschnitts-
entgelt, Bezugsgröße, Beitragsbemessungsgrenze und aktueller Ren-
tenwert). Die für die Bestimmung der Entgeltpunkte maßgebenden
Arbeitsentgelte Ost werden mit einem Hochwertungsfaktor verviel-
fältigt, der den Abstand zwischen dem Durchschnittsentgelt Ost und
dem Durchschnittsentgelt West widerspiegelt. Demgegenüber ist der
aktuelle Rentenwert Ost geringer als der entsprechende Westwert.
Durch das Zusammenspiel von Hochwertung und dem im Vergleich
zum Westwert geringeren aktuellen Rentenwert Ost wird für Rentne-
rinnen und Rentner mit vergleichbarer Erwerbsbiographie in den al-
ten und neuen Bundesländern ein vergleichbares Rentenniveau her-
gestellt.

Zutreffend ist, dass Versicherte in den neuen Bundesländern mit be-
reits an das Westniveau angeglichenen Arbeitsentgelten oder mit Ar-
beitsentgelten oberhalb der dort ebenfalls noch geringeren Beitrags-
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bemessungsgrenze (Ost) durch die Hochwertung der Arbeitsentgelte
in ihrer späteren Rente begünstigt sind. Der Gesetzgeber war sich
dieser Vorteile für einige Versicherte bereits bei Verabschiedung des
Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG) bewusst. Diese sind aber nicht
die Regel. Auch wenn in einigen Branchen bereits eine Angleichung
der Tariflöhne zwischen Ost und West erfolgt ist, liegen die Löhne
im Durchschnitt aller Beschäftigten in den neuen Bundesländern
noch unter dem Westniveau. So beträgt nach den letzten endgültigen
Werten das rentenrechtliche Durchschnittsentgelt in den neuen Bun-
desländern rund 85,3 Prozent seines Westwerts. Über die Anzahl der
sozialversicherungspflichtigen Angestellten in den neuen Bundeslän-
dern, die bereits mit 100 Prozent des Tarifs West entlohnt werden,
liegen der Bundesregierung keine Statistiken vor.
54. Abgeordneter
Jens

Spahn

(CDU/CSU)
In welchem Umfang werden derzeit im Rah-
men der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sicherungsfremde Leistungen gezahlt, aufge-
schlüsselt nach den einzelnen versicherungs-
fremden Leistungen und insgesamt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 9. März 2012
Zum Begriff der nicht beitragsgedeckten Leistungen existiert keine
einheitliche Abgrenzung. Deswegen liegen auch keine statistischen
Daten zum Umfang nicht beitragsgedeckter Leistungen vor. Es las-
sen sich auf Grundlage unterschiedlicher Abgrenzungen mit Hilfe
von Modellrechnungen lediglich Orientierungsgrößen abschätzen.

Im Jahr 2004 wurde auf Anfrage des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages der „Bericht der Bundesregierung zur Entwick-
lung der nicht beitragsgedeckten Leistungen und der Bundesleistun-
gen an die Rentenversicherung“ vorgelegt (Bundestagsdrucksa-
che 15/1799 des Haushaltsausschusses). Der Bericht enthält Orientie-
rungsgrößen zur voraussichtlichen Höhe der nicht beitragsgedeckten
Leistungen auf Grundlage einer engen und einer weiter gefassten
Abgrenzung. Diese Modellrechnungen sind nach wie vor aussage-
kräftig.

Dies bestätigt auch eine aktualisierte Berechnung der Deutschen
Rentenversicherung Bund. Demnach betrug die Orientierungsgröße
zur Höhe der nicht beitragsgedeckten Leistungen für das Jahr 2009
in der engen Abgrenzung rd. 47,3 Mrd. Euro und in der weiter ge-
fassten Abgrenzung rd. 70,7 Mrd. Euro.
55. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Inwieweit haben Aufwandsentschädigungen
(oder Elemente davon) für ehrenamtliche
Feuerwehrleute im SGB-II-Bezug nach Kennt-
nis der Bundesregierung eine besondere
Zweckbestimmung, die nicht die Sicherung des
Lebensunterhalts ist, so dass sie nicht als Ein-
kommen anzurechnen sind, und wie sind nach
Rechtsauffassung der Bundesregierung regel-
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mäßige Einnahmen (hier: Aufwandsentschädi-
gungen) anzurechnen, die allerdings – wie teil-
weise bei örtlichen Feuerwehren üblich – ku-
muliert nur alle paar Monate ausgezahlt wer-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 13. März 2012
Mit dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Ände-
rung des SGB II und SGB XII wurde in § 11b Absatz 2 Satz 3
SGB II geregelt, dass bei Einnahmen, die nach § 3 Nummer 26, 26a
und 26b des Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerfrei sind, ein
monatlicher Grundfreibetrag in Höhe von 175 Euro in Abzug ge-
bracht wird. Darunter fallen auch pauschale Aufwandsentschädigun-
gen bei Personen, die sich in der Freiwilligen Feuerwehr engagieren.

In dieser Regelung wurde nicht der in § 3 Nummer 26 EStG genann-
te jährliche Betrag in Höhe von 2 100 Euro als anrechnungsfrei be-
stimmt, sondern der zwölfte Teil davon. Hintergrund ist, dass An-
spruch auf Arbeitslosengeld II nur derjenige hat, der hilfebedürftig
ist. Dazu wird das Arbeitslosengeld II monatlich berechnet. Sind in
einem Monat Einnahmen vorhanden, sind diese vorrangig zur Be-
darfsdeckung zu verwenden. Beträge oberhalb von 175 Euro sind
deshalb grundsätzlich für den Lebensunterhalt einzusetzen.

Werden pauschale Aufwandsentschädigungen in größeren als monat-
lichen Zeitabständen gezahlt, kann es demnach zu einer Berücksichti-
gung als Einkommen kommen.

Soweit Aufwandsentschädigungen über den Betrag von 175 Euro hi-
nausgehen, wurde in § 11b Absatz 2 Satz 4 SGB II ergänzend gere-
gelt, dass auch ein höherer Abzugsbetrag als 175 Euro geltend ge-
macht werden kann, wenn tatsächlich entsprechende Aufwendungen
angefallen sind.

Zudem sind nach § 11a Absatz 3 Satz 1 SGB II Leistungen, die auf-
grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften (beispielsweise eines Lan-
desgesetzes oder enger kommunaler Satzung) zu einem ausdrücklich
genannten Zweck erbracht werden, nur so weit als Einkommen zu
berücksichtigen, als die Leistungen nach dem SGB II im Einzelfall
demselben Zweck dienen. Eine allgemeine Zweckrichtung als „Auf-
wandsentschädigung“ reicht für die Anwendung der Regelung je-
doch nicht aus. Erforderlich ist insoweit eine ausdrückliche Zweckbe-
stimmung, bei der davon auszugehen ist, dass die Leistungen auch
tatsächlich zweckentsprechend eingesetzt werden.
56. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann
(DIE LINKE.)
Welche Kenntnisse und Erfahrungen liegen
der Bundesregierung von örtlichen Feuerweh-
ren vor, in welchem Umfang mittlerweile ar-
beitslose ehrenamtliche Feuerwehrleute ihr En-
gagement aufgeben (vgl. z. B. Märkische Allge-
meine vom 3. März 2012), weil Aufwandsent-
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schädigungen auf den SGB-II-Regelsatz ange-
rechnet werden, und wie bewertet die Bundes-
regierung diese Entwicklung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 13. März 2012
Der Bundesregierung liegen keine diesbezüglichen Kenntnisse und
Erfahrungen vor. Im Übrigen geht die Bundesregierung davon aus,
dass ehrenamtliches Engagement nicht von der Höhe oder der An-
rechnungsfreiheit einer pauschalen Aufwandsentschädigung abhän-
gig ist. Denn dann wäre die Tätigkeit nicht ehrenamtlich, sondern
entgeltlich. Soweit eine pauschale Aufwandsentschädigung nach § 3
Nummer 12, 26, 26a oder 26b EStG steuerfrei geleistet wird, wird
dennoch nach § 11b Absatz 2 Satz 3 SGB II ein Betrag von monat-
lich 175 Euro von den Einnahmen ohne Nachweis abgesetzt. Die
Bundesregierung geht deshalb davon aus, dass es nur in Einzelfällen
zu einer Berücksichtigung der Einnahmen kommt.
57. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viele Schwerbehinderte konnten jeweils
im Jahr 2011 insgesamt und seit Jahresbeginn
2012 bundesweit ihre Arbeitslosigkeit been-
den, und welches waren die Gründe für ihren
Abgang (bitte auflisten nach Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit am 1. Arbeitsmarkt – unter-
schieden nach sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigung, geringfügig entlohnter Beschäf-
tigung, Selbständigkeit –, Teilnahme an einer
arbeitsmarktpolitischen Maßnahme, vorruhe-
standsähnliche Regelung des SGB II, z. B. § 53a
SGB II, Beginn des Bezuges einer Alters- bzw.
Erwerbsminderungsrente, Arbeitsunfähigkeit,
fehlende Mitwirkung, Nichterneuerung der
Meldung und Ähnlichem)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 15. März 2012
Im Jahr 2011 beendeten nach Angaben der Bundesagentur für Ar-
beit 380 104 und seit Jahresbeginn 2012 54 165 Schwerbehinderte
ihre Arbeitslosigkeit.

Eine Differenzierung nach Abgangsgründen kann der nachfolgenden
Tabelle entnommen werden. Abgänge in geringfügig entlohnte Be-
schäftigung werden nicht erfasst, weil sie im Regelfall weniger als
15 Wochenstunden umfassen und deshalb die Arbeitslosigkeit nicht
beenden. Abgänge in vorruhestandsähnliche Regelungen werden un-
ter Sonderregelungen erfasst; in dieser Kategorie sind neben den Ab-
gängen wegen Minderung der Leistungsfähigkeit nach § 125 SGB III
aktuell nur noch Abgänge wegen der Anwendung der Regelung des
§ 53a SGB II enthalten.
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Die Abgänge in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen werden als Sum-
me gesondert ausgewiesen, da auch die Abgänge in eine Erwerbstä-
tigkeit (abhängige Erwerbstätigkeit sowie Selbständigkeit) zum Bei-
spiel mit einer Maßnahmen verknüpft sein können.
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58. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viele Arbeitslose, abzüglich der Gruppe
der Schwerbehinderten, konnten jeweils im
Jahr 2011 insgesamt und seit Jahresbeginn
2012 bundesweit ihre Arbeitslosigkeit beenden,
und welches waren die Gründe für ihren Abgang
(bitte auflisten nach Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit am 1. Arbeitsmarkt – unterschieden
nach sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung, geringfügig entlohnter Beschäftigung,
Selbständigkeit –, Teilnahme an einer arbeits-
marktpolitischen Maßnahme, vorruhestands-
ähnliche Regelung, z. B. § 53a SGB II, Beginn
des Bezuges einer Alters- bzw. Erwerbsminde-
rungsrente, Arbeitsunfähigkeit, fehlende Mit-
wirkung, Nichterneuerung der Meldung und
Ähnlichem)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 15. März 2012
Im Jahr 2011 beendeten nach Angaben der Bundesagentur für Ar-
beit 7 451 903 und seit Jahresbeginn 2012 959 566 Personen, die kei-
ne Schwerbehinderten waren, ihre Arbeitslosigkeit. Die mögliche
Differenzierung nach Abgangsgründen kann der Tabelle in der Ant-
wort zu Frage 57 entnommen werden. Es gelten auch hier die ent-
sprechenden methodischen Hinweise.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
59. Abgeordneter
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bis wann erwartet die Bundesregierung belast-
bare Erkenntnisse der für den Vollzug des
Tierschutzrechtes zuständigen Behörden der
Länder über die Haltung wildlebender Tierar-
ten in Zirkusbetrieben (siehe Stellungnahme
zu dem Beschluss des Bundesrates, Bundes-
ratsdrucksache 565/11 (Beschluss)) zur Ent-
schließung des Bundesrates zum Verbot der
Haltung bestimmter wildlebender Tierarten im
Zirkus), und in welcher Form wird die Bundes-
regierung diese Ergebnisse dem Deutschen
Bundestag zur Verfügung stellen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 15. März 2012
Die Bundesregierung hat im Nachgang zu der Entschließung des
Bundesrates vom 25. November 2011 zum Verbot der Haltung be-
stimmter wildlebender Tierarten im Zirkus (Bundesratsdrucksache
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565/11 (Beschluss)) von den meisten Ländern – wie erbeten – Mittei-
lungen über Erkenntnisse erhalten, welche die These, dass Tiere be-
stimmter wildlebender Arten im Zirkus nicht tierschutzgerecht gehal-
ten werden können, nachvollziehbar belegen sollen. Diese Mitteilun-
gen werden derzeit geprüft. Soweit sich daraus weiterer Handlungs-
bedarf ergibt, wird die Bundesregierung den Deutschen Bundestag
gemäß den üblichen Verfahren informieren.
60. Abgeordnete
Kerstin

Tack

(SPD)
Wie hoch waren die Mittel, die die Stiftung
Warentest 2009 zur Verfügung hatte, und wie
hoch schätzt die Bundesregierung die Mittel,
die der Stiftung Warentest 2012 zur Verfügung
stehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller
vom 15. März 2012
Die Bundesregierung versteht die Frage so, dass nach der Verfügbar-
keit von Mitteln, die der Stiftung Warentest im Vergleichszeitraum
von Seiten der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellt worden
sind, gefragt wird. Aus dem Einzelplan 10 – Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) – Ka-
pitel 10 02 Titel 684 22, hat die Stiftung Warentest im Haushaltsjahr
2009 einen Zuschuss i. H. v. 6 Mio. Euro und im Haushaltsjahr 2012
einen Zuschuss i. H. v. 3,5 Mio. Euro erhalten. In 2012 ist zudem die
dritte und letzte Tranche i. H. v. 10 Mio. Euro aus Kapitel 10 02 Ti-
tel 684 23, zur Erhöhung des Stiftungskapitals der Stiftung Warentest
ausgezahlt worden. Nach dem Stand vom 1. Januar 2012 beträgt das
satzungsgemäß ausgewiesene Stiftungskapital der Stiftung Warentest
nunmehr 75 Mio. Euro – gegenüber 22 Mio. Euro im Vergleichsjahr
2009.

Aus dem Einzelplan 30 – Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) – Kapitel 30 03 Titel 685 05, hat die Stiftung Waren-
test im Haushaltsjahr 2009 ferner eine Zuwendung i. H. v. 1,3 Mio.
Euro und im Haushaltsjahr 2012 i. H. v. 1,15 Mio. Euro für die
Durchführung von Weiterbildungstests erhalten.

An Zuwendungen sonstiger Drittmittelprojekte hat die Stiftung Wa-
rentest in 2009 eine Zuwendung aus der Nationalen Klimaschutz-
initiative, Kapitel 16 02 Titel 686 24, zum Vorhaben „Präsentation
von Stromverbrauchswerten für Produkte auf www.test.de“ i. H. v.
116 000 Euro (BMU) sowie rd. 40 000 Euro für vergleichende Wa-
rentests von Holzpelletheizkesseln und Holzpellets (BMELV),
53 000 Euro für vergleichende Warentests von thermischen Solaran-
lagen (Deutsche Bundesstiftung Umwelt) und 9 000 Euro Unterstüt-
zung als federführende Organisation bei der Verbraucherinformation
über vergleichende Finanzdienstleistungsuntersuchungen (gefördert
durch die Europäische Kommission) erhalten. An Zuwendungen
aus Drittmittelprojekten ist in 2012 lediglich ein Restbetrag von
rd. 4 000 Euro aus der Förderung für vergleichende Warentests von
Kaminöfen (BMELV) fällig.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
61. Abgeordneter
Rainer

Arnold
(SPD)
Wie viele Besucher waren am Ehrenmal am
Bendlerblock seit dessen Eröffnung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 9. März 2012
Seit der Eröffnung am 8. September 2009 haben 17 226 Personen
(Stand: 1. März 2012) im Rahmen von Führungen das Ehrenmal be-
sucht. Statistisch nicht erfasst werden die Bürgerinnen und Bürger,
die täglich das Ehrenmal besuchen, aber an keiner Führung teilneh-
men. Regelmäßig werden anonym Blumen und Kränze niedergelegt.
62. Abgeordneter
Rainer

Arnold

(SPD)
Wie viele Aktivitäten hat das Bundesministe-
rium der Verteidigung (BMVg) seit der Eröff-
nung des Ehrenmals am Bendlerblock unter-
nommen, um die gesellschaftliche Akzeptanz
für das Ehrenmal zu fördern, und um welche
handelt es sich dabei?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Christian Schmidt

vom 9. März 2012
Seit Eröffnung des Ehrenmals der Bundeswehr wird der Öffentlich-
keit durch Broschüren, eine Internetseite und das Angebot von Füh-
rungen durch das Ehrenmal (Anmeldung auch über die genannte In-
ternetseite möglich) ein aktives Informationsangebot gemacht. Darü-
ber hinaus ist das Ehrenmal zu einem selbstverständlichen Teil proto-
kollarischer Handlungen (Kranzniederlegungen im Rahmen von Be-
suchen der Leitung des Hauses) geworden, über die in aktueller
Berichterstattung informiert wird.

Zudem wird das Ehrenmal in das jährliche Gedenken am Volks-
trauertag eingebunden. Im Rahmen der einmal im Jahr stattfinden-
den „Einladung zum Staatsbesuch“ (Tag der offenen Tür) wird das
Ehrenmal der Bundeswehr zu einem zentralen Element der den
Besucherinnen und Besuchern angebotenen Führungen. Weiterhin
finden zu diesem Anlass Andachten am Ehrenmal statt. Hinterblie-
benen von Soldatinnen und Soldaten werden eigene Führungen
angeboten. Häufig werden dabei Blumen und Kränze niedergelegt.

Insgesamt besteht der berechtigte Eindruck, dass das Ehrenmal der
Bundeswehr ein selbstverständlicher Teil der Gedenkkultur gewor-
den ist. Sein Platz als der zentrale Ort des Gedenkens an die im
Dienst verstorbenen Soldatinnen und Soldaten findet in der darge-
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stellten öffentlichen wie dienstlichen Wahrnehmung beredten Aus-
druck.

Die gelegentlich aufkommende Diskussion über die künstlerische
Ausgestaltung ist vergleichbar den Meinungsverschiedenheiten bei
anderen Objekten dieses Ranges. Sie ist letztlich ebenfalls Ausdruck
der gewollten gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Ehren-
mal der Bundeswehr und dem damit zum Ausdruck gebrachten Ge-
denken.
63. Abgeordnete
Agnes

Brugger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern gewährleistet das BMVg die Mög-
lichkeit einer Musterung und anderer planba-
rer verpflichtender Untersuchungen durch
gleichgeschlechtliche medizinische Fachkräfte,
um den Schutz der Intimsphäre von Soldatin-
nen und Soldaten sowie zivilen Angestellten
der Bundeswehr zu wahren, und wie stellt das
Bundesministerium sicher, dass die betroffe-
nen Personen über diese Möglichkeit infor-
miert sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 15. März 2012
Grundsätzlich geht es bei allen Untersuchungen und Begutachtungen
um die Feststellung der Wehr-/Dienstfähigkeit bzw. um die Festle-
gung der Auswirkungen von bestimmten Gesundheitsbefunden auf
die Belastbarkeit für den Wehrdienst, für die Grundausbildung und
für die jeweiligen speziellen Verwendungen. Auch Auffälligkeiten
oder Erkrankungen aus dem sogenannten Intimbereich können die
Wehr-/Dienstfähigkeit beeinträchtigen oder (wenigstens vorüberge-
hend) aufheben.

Hierbei schreibt das Berufsethos der Ärztinnen und Ärzte die „ge-
schlechtliche Neutralität“ vor. Der Blickwinkel des begutachtenden
Arztes/der begutachtenden Ärztin ist auf den Menschen und dessen
medizinische Eignung/Nichteignung, unabhängig von dessen Ge-
schlecht, für bestimmte Aufgaben/Verwendungen gerichtet.

Es galt bei Musterungsuntersuchungen und gilt weiterhin ebenso für
Untersuchungen von Freiwilligenbewerbern und Freiwilligenbewer-
berinnen der Grundsatz, dass die Bitte nach einer gleichgeschlechtli-
chen begutachtenden Person erfüllt werden soll. Ein Bereithalten zu-
sätzlicher Kapazitäten, um jedem zu untersuchenden Menschen die
Wahl zwischen ärztlichen Gutachtern gleichen oder anderen Ge-
schlechts zu ermöglichen, wäre nicht verhältnismäßig. Dies gilt insbe-
sondere vor dem Hintergrund der oben erläuterten qualifikationsbe-
dingten Neutralität des Arztes/der Ärztin.

Letztlich wurde kein Wehrpflichtiger und wird kein Freiwilligenbe-
werber/keine Freiwilligenbewerberin oder eine hinsichtlich einer ge-
wünschten Verwendung zu begutachtende Person zur Untersuchung
der Genitalien und insbesondere durch eine nicht gleichgeschlechtli-
che untersuchende Person gezwungen. Sofern eine begutachtende



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/9002 – 44 –
Person – aus Schamgefühl oder anderen Gründen – die Genitalun-
tersuchung durch eine andersgeschlechtliche ärztliche Person nicht
wünscht, wird in der jeweiligen Behörde die Untersuchung durch
eine ärztliche Person des gleichen Geschlechts ermöglicht. Steht kei-
ne gleichgeschlechtliche ärztliche Person zur Verfügung, wird eine
Untersuchung der Genitalorgane durch eine in ziviler Praxis nieder-
gelassene ärztliche Person angeboten.

Verpflichtende Untersuchungen wie die Musterung finden seit Aus-
setzung der verpflichtenden Heranziehung zum Grundwehrdienst
nicht mehr statt.
64. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern sind die Prognosen, die im Konzept
für die Nutzung der Luft-/Boden-Schießplätze
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr
2008 gemacht wurden (insgesamt ca.
1 950 Einsätze für 2017) vor dem Hintergrund
der aktuellen kontinuierlichen Reduzierung
der Einsatzzahlen in Siegenburg und Nord-
horn (insgesamt 366 für 2011, vgl. Antwort auf
meine Schriftliche Frage 68 auf Bundestags-
drucksache 17/8699) noch gütig, und mit wel-
chen Einsatzzahlen rechnet die Bundesregie-
rung jeweils auf den Luft-/Boden-Schießplät-
zen für das Jahr 2012 und folgende?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 14. März 2012
Die Festlegung des Bedarfs an Übungs-/Ausbildungseinsätzen im
Rahmen des Konzepts für die Nutzung der Luft-/Boden-Schießplät-
ze in der Bundesrepublik Deutschland vom 29. August 2008 basiert
auf einer Zielstruktur (ab dem Jahr 2017) von 228 Luftfahrzeugen,
die für den Luft-/Boden-Einsatz vorgesehen sind.

Im Zuge der Neuausrichtung der Streitkräfte wird allein die Luftwaf-
fe in ihrer Zielstruktur über 225 Luftfahrzeuge, die zur Bekämpfung
von Bodenzielen eingesetzt werden können, verfügen. Demzufolge
sind die Prognosen aus dem Jahr 2008 auch weiterhin gültig.

Für die Waffensystem-/Fluglehrerausbildung, die taktische Aus- und
Weiterbildung, die Waffenqualifikation und gegebenenfalls eine ein-
satzvorbereitende Ausbildung der Besatzungen ist für den Einsatz
von ungelenkter Abwurfmunition und der Bordkanone das Üben
von Einsatzverfahren auf Luft-/Boden-Schießplätzen erforderlich.
Diese Übungsgebiete sollten mit einem möglichst geringen Aufwand
aus dem täglichen Ausbildungs-/Übungsflugbetrieb von den Heimat-
fliegerhorsten zu erreichen sein.

Darüber hinaus haben Übungsgebiete im Ausland (primär in den
Niederlanden, Belgien, Italien und den USA) für die Luftwaffe quali-
tativ und quantitativ eine herausragende Bedeutung.
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Für die Nutzung dieser Luft-/Boden-Schießplätze unterliegt Deutsch-
land jedoch den Planungskriterien des entsprechenden Landes und
hat somit nur bedingt Zugriffsrecht. Daraus entsteht ein wenig beein-
flussbares Planungsrisiko.

Vor diesem Hintergrund ist es für den gesamten Ausbildungs- und
Üungsbedarf der Luftwaffe auch weiterhin notwendig, deutsche
Übungsplätze zur Sicherstellung einer zukünftigen Einsatzbereit-
schaft einzuplanen.
65. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)
Entspricht es den Tatsachen, dass die deutsche
Bundesregierung der israelischen Regierung
die Teilfinanzierung des sechsten zu liefernden
U-Bootes Dolphin im Austausch für die Bereit-
schaft der israelischen Regierung zugesagt hat,
internationale Verträge einzuhalten und der
Palästinensischen Autonomiebehörde einbe-
haltene Zölle auszuzahlen, und falls ja, unter
welchen Voraussetzungen hält die Bundesre-
gierung es für angebracht, Staaten im Aus-
tausch für die Erfüllung internationaler Verträ-
ge Waffenlieferungen teilzufinanzieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Christian Schmidt

vom 26. Januar 2012
Die Entscheidung über die Lieferung eines weiteren U-Bootes an Is-
rael unter Kostenbeteiligung durch die Bundesregierung geht zurück
auf eine Übereinkunft, die von der Bundesregierung unter Bundes-
kanzler Dr. Gerhard Schröder 2005 getroffen wurde. Der Bauver-
trag zwischen Israel und der Industrie beinhaltete die Option für ein
drittes Boot. Mit der Ergänzungsvereinbarung zum Regierungsab-
kommen kann diese vertragliche Option ausgeübt werden. Entspre-
chende Mittel sind in den vom Deutschen Bundestag verabschiede-
ten Haushalt 2012 eingestellt. Die Bundeskanzlerin hat sich insbeson-
dere in ihrer Rede vor der Knesset im Jahr 2008 zum besonderen
Verhältnis und zur historischen Verantwortung Deutschlands gegen-
über Israel geäußert. Die jetzige Entscheidung folgt diesem Grund-
satz.
66. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)
Inwiefern fördert die Auslieferung von hoch-
modernen Kriegswaffen wie U-Booten in Kri-
sengebiete den Friedensprozess im Nahen Os-
ten, und auf welcher rechtlichen Grundlage
hat die Bundesregierung den Export geneh-
migt, der den deutschen Rüstungsexportricht-
linien und den entsprechenden gemeinsamen
europäischen Standpunkten widerspricht?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 26. Januar 2012
Über Rüstungsexporte nach Israel entscheidet die Bundesregierung
– wie für alle anderen Empfängerländer auch – nach Maßgabe der
„Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern“ aus dem Jahr 2000
und des „Gemeinsamen Standpunktes 2008/944/GASP des Rates
der Europäischen Union vom 8. Dezember 2008 betreffend gemein-
same Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie
und Militärgütern“. Die Politischen Grundsätze berücksichtigen da-
bei ausdrücklich das Recht auf Selbstverteidigung nach Artikel 51
der Charta der Vereinten Nationen. Entscheidungen über Rüstungs-
exporte nach Israel werden nach sorgfältiger Abwägung der außen-,
sicherheits- und menschenrechtspolitischen Belange im Einzelfall ge-
troffen. Dabei wird auch bewertet, inwiefern die jeweiligen Güter
oder Technologien die Stabilität und Sicherheit in der Region beein-
flussen können.
67. Abgeordneter
Ulrich

Kelber
(SPD)
Welche Vereinbarungen wurden seitens des
BMVg mit dem kanadischen Verteidigungsmi-
nisterium zur Verlagerung des logistischen
Drehkreuzes der kanadischen Luftwaffe vom
US-Umschlagspunkt in Spangdahlem zum
Flughafen Köln/Bonn getroffen, und auf wel-
cher Rechtsgrundlage erfolgt diese Vereinba-
rung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey
vom 16. März 2012
Zwischen dem BMVg und dem kanadischen Verteidigungsminis-
terium sind keine Vereinbarungen getroffen worden. Der Bundes-
minister der Verteidigung hat lediglich die Unterstüzung des kana-
dischen Ansinnens zugesagt.
68. Abgeordneter
Ulrich

Kelber
(SPD)
Wie viele Flüge würden nach einer Verlegung
des Drehkreuzes von der kanadischen Luftwaf-
fe vom Flughafen Köln/Bonn aus voraussicht-
lich wöchentlich bzw. binnen eines Jahres
durchgeführt werden, und welche Maschinen
werden dabei eingesetzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 16. März 2012
Gemäß den kanadischen Aussagen sind für die Deckung der aktuel-
len Einsatzversorgung der kanadischen Streitkräfte zwei bis vier Flü-
ge im Monat mit dem Flugzeugmuster C-17 notwendig. Die kanadi-
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sche Luftwaffe verfügt neben den C-17 über Flugzeuge des Typs Air-
bus A310 für den Personentransport auf der Langstrecke und über
moderne, propellergetriebene C-130J-Flugzeuge, auf die für Mate-
rialtransport zurückgegriffen werden könnte. Ergänzend könnte alle
acht Monate im Rahmen der Kontingentwechsel in Afghanistan
Transportraum für Material von zivilen Anbietern (z. B. AN-124)
ausschließlich für den Tagflugbetrieb angemietet werden. Beginnend
im Oktober/November 2012 könnten dann in einem Zeitraum von
sechs Wochen noch maximal zehn Flüge mit dem A310 oder zivilem
Passagiercharter und ein bis drei Materialflüge mit AN-124 bzw.
C-17 hinzukommen. Diese zusätzlichen Flüge werden jedoch nicht
zwingend über den Flughafen Köln/Bonn abgewickelt, sondern auch
über Flugplätze außerhalb Deutschlands.
69. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Ist im Fall einer Verlagerung des Drehkreuzes
davon auszugehen, dass der Flugbetrieb der
kanadischen Luftwaffe auch nachts in der Zeit
von 23 und 6 Uhr stattfinden wird, und welche
Flugkorridore (An- und Abflugschneisen) zum
und vom Fluhafen Köln/Bonn sollen dafür be-
nutzt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Thomas Kossendey

vom 16. März 2012
Der Flugbetrieb wird in der Regel zur Durchführung am Tag ge-
plant, ist aber auch abhängig von der jeweiligen Situation im Einsatz-
gebiet. 2011 musste bei 4 Prozent der Flüge auf die Nacht ausgewi-
chen werden. Flüge der AN-124 (ziviler Charter) werden vertraglich
auf Durchführung zur Tagzeit begrenzt. Militärische Luftfahrzeuge
sind ungeachtet ihrer Nationalität an die veröffentlichten An- und
Abflugrouten sowie Instrumentenan- und Ablufverfahren gebunden.
Die Erstellung und Veröffentlichung dieser Routen obliegen dem
Flughafenbgetreiber in Zusammenarbeit mit der DFS Deutsche
Flugsicherung GmbH, dem Bundesamt für Flugsicherung und der
Landesluftfahrtbehörde. Das BMVg hat keinen Einfluss auf die zu
wählenden Routen.
70. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Begrüßen neben dem Bundesverteidigungsmi-
nister noch weitere Mitglieder der Bundesre-
gierung eine Verlagerung des kanadischen
Drehkreuzes auf den Flughafen Köln/Bonn,
und befürchtet die Bundesregierung durch die-
se Verlagerung keine zusätzlichen Belastungen
der Anwohner durch Fluglärm insbesondere in
den Nachtstunden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 16. März 2012
Das Bundeskabinett ist aufgrund des laufenden Prüfprozesses der
kanadischen Anforderungen und der noch ausstehenden Vorlage
eines Gesamtkonzepts durch das kanadische Verteidigungsministe-
rium noch nicht mit der Thematik befasst worden. Das BMVg nimmt
grundsätzlich nur für den eigenen Verantwortungsbereich Stellung.
Die externe Kommunikation von Postitionen anderer Mitglieder der
Bundesregierung obliegt den jeweiligen Ressorts.

Bezüglich des zweiten Teils der Frage wird aufgrund der Erfahrun-
gen mit dem bisherigen kanadischen Flugaufkommen, das auch in
der Vergangenheit schon zum Teil über den Flughafen Köln/Bonn
abgewickelt wurde, zum jetzigen Zeitpunkt nicht von einer spürba-
ren Erhöhung des Gesamtflugaufkommens auf dem Flughafen
Köln/Bonn ausgegangen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
71. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch waren 2011 die vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) jeweils bereitgestellten För-
dermittel für die Stiftung Archiv der deutschen
Frauenbewegung (Kassel), das Frauenarchiv
und Dokumentationszentrum belladonna (Bre-
men), das Frauenforschungs-, -bildungs- und
-informationszentrum e. V. (Berlin), den
FrauenMediaTurm (Köln), das Archiv Soziale
Bewegungen in Baden (Freiburg), das Archiv
für soziale Bewegungen (Bochum) und der
Spinnboden Lesbenarchiv & Bibliothek e. V.
(Berlin)?
72. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch war die Gesamtsumme der Förder-
mittel der Jahre 2006, 2010 und 2011 für die
oben genannten Archive?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 14. März 2012
Die Fragen 71 und 72 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.
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Im Jahr 2011 haben die zuvor genannten Einrichtungen keine För-
dermittel vom BMFSFJ erhalten.

Die Gesamtsumme der Fördermittel für die oben genannten Archive
betrug

im Jahr 2006: 101 350 Euro

im Jahr 2010: 0 Euro

im Jahr 2011: 0 Euro.
73. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
einer Drucklegung der A
002 auf der Internetseite de
Wann wird der Evaluationsbericht über das
ausgelaufene Modellprogramm „Freiwilligen-
dienste machen kompetent“ vorgelegt bezie-
hungsweise veröffentlicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues
vom 7. März 2012
Die Endfassung des Evaluationsberichts liegt mittlerweile vor und
wird auf Anforderung versandt. Die Veröffentlichung ist in elektro-
nischer Form auf der Homepage des Bundesministeriums geplant.
74. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
Welche Einsatzstellen haben sich dem Bundes-
amt für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben (BAFzA) in seiner Funktion als Zentral-
stelle für den Bundesfreiwilligendienst zuge-
ordnet (bitte Auflistung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 7. März 2012
Die Einsatzstellen, die sich dem BAFzA als Zentralstelle zugeordnet
haben, sind in der beigefügten Übersicht – nach Postleitzahlen sor-
tiert – aufgelistet.*
75. Abgeordneter
Ulrich

Schneider

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Bildungsgutscheine wurden bisher
vom BAFzA ausgegeben (in absoluten Zah-
len), und wie viele dieser Gutscheine wurden
tatsächlich eingelöst?
nlage wurde abgesehen. Sie ist auf Bundestagsdrucksache
s Deutschen Bundestages abrufbar.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 15. März 2012
Den Einsatzstellen wird der Aufwand unter anderem für die pädago-
gische Begleitung der Freiwilligen im Bundesfreiwilligendienst ge-
mäß § 17 Absatz 3 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes (BFDG) im
Rahmen der im Haushaltsplan vorgesehenen Mittel erstattet. Dieser
Zuschuss für den Aufwand der pädagogischen Begleitung wird nach
den für das freiwillige soziale Jahr im Inland geltenden Richtlinien
des Bundes festgesetzt (§ 17 Absatz 3 Satz 2 BFDG). In den gelten-
den Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und Leistungen
zur Förderung der Jugendfreiwilligendienste (GMBl 2011 S. 543)
ist eine Förderung durch Sachleistungen als Möglichkeit vorgesehen.
Der Bund bezuschusst die pädagogische Begleitung im Bundesfrei-
willigendienst daher neben der Auszahlung eines Teilzuschusses als
Geldbetrag auch durch eine Sachleistung, die in der für die Einsatz-
stellen kostenlosen Nutzung der Bildungszentren des Bundes be-
steht.

Diese Sachleistung wird umgangssprachlich oft als Bildungsgut-
schein bezeichnet, es werden aber keine Bildungsgutscheine ausgege-
ben. Angesichts der großen Nachfrage nach der Nutzung der Bil-
dungszentren bei begrenzter Kapazität wurde die Sachleistung auf
maximal drei Seminarwochen pro Freiwilligem/Freiwilliger und Ein-
satzjahr begrenzt. Die tatsächliche Realisierung des Anspruchs aus
dem Bildungsgutschein unterliegt wegen der variablen Dauer des
Bundesfreiwilligendienstes von sechs bis 18, in Ausnahmefällen bis
zu 24 Monate, aber auch wegen der fortlaufenden Einsatzbeginne
und der in den vergangenen Monaten enorm gestiegenen Freiwilli-
genzahlen einem fortlaufenden Prozess und kann daher für einen be-
stimmten Stichtag nicht in tragfähigen absoluten Zahlen angegeben
werden. Nach einer anfangs zögerlichen Inanspruchnahme der ange-
botenen Sachleistung sind die Kapazitäten an Bildungszentren im
ersten Halbjahr 2012 weitgehend belegt.
76. Abgeordneter
Ulrich

Schneider
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch sind die monatlichen Kosten für Un-
terhalt und Seminare der Bildungszentren, und
in Höhe welchen Wertes (Betrag in Euro) wur-
den zwischen September 2011 und März 2012
an die Träger und Einsatzstellen Bildungsgut-
scheine ausgegeben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 15. März 2012
Die durchschnittlichen monatlichen Betriebskosten der 17 bundes-
staatlichen Bildungszentren betragen ca. 2,6 Mio. Euro, pro Jahr ent-
stehen Kosten von rund 31 Mio. Euro. Der durch das Angebot der
Sachleistung erbrachte – und insofern dem Bundeshaushalt als Aus-
gabe ersparte – Zuschuss für 35 000 Freiwillige beträgt über zwölf
Monate 42 Mio. Euro.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
77. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)
Seit wann liegt der Bundesregierung die Studie
zur Einkommenssituation der Hebammen vor,
und warum ist diese dem Parlament und der
Öffentlichkeit bislang nicht zugänglich ge-
macht worden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 12. März 2012
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat im Juni 2011 bei
der IGES Institut GmbH ein Gutachten zur Versorgungs- und Ver-
gütungssituation in der Geburtshilfe in Auftrag gegeben. Dem BMG
liegt gegenwärtig lediglich eine Entwurfsfassung des Gutachtens vor,
eine Veröffentlichung war daher bislang nicht möglich. Auftragsge-
mäß hat im Februar 2012 hierzu ein Workshop, insbesondere mit
den Hebammenverbänden und dem GKV-Spitzenverband (GKV =
gesetzliche Krankenversicherung), stattgefunden. Derzeit werden
vom IGES Institut fachlich berechtigte Anregungen in den Gutach-
tenentwurf eingearbeitet.
78. Abgeordnete
Angelika

Graf
(Rosenheim)

(SPD)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über den Zusammenhang des Komplexes Me-
dien- und Onlinesucht – Schulverweigerung –
Adipositas –, und welche Maßnahmen plant
sie zu diesem Themenkomplex?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 9. März 2012
Über die aktuell vorliegenden Erkenntnisse und Maßnahmen zur
Medien- und Onlinesucht hat die Bundesregierung in ihrer Antwort
auf die Schriftliche Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 17/5734
informiert. Zum Zusammenhang des Komplexes Medien- und
Onlinesucht – Schulverweigerung – Adipositas – liegen der Bundes-
regierung keine wissenschaftlich fundierten Erkenntnisse vor. Geziel-
te Präventions-, Beratungs- oder Behandlungsmaßnahmen aus-
schließlich zu diesem Komplex sind derzeit nicht geplant. Es ist
davon auszugehen, dass im Rahmen der bestehenden Angebote für
exzessiv Computernutzende, Schulverweigerer oder adipöse Perso-
nen eventuell vorliegende multiple Problemlagen bzw. Krankheitsur-
sachen berücksichtigt und in der Therapie aufgegriffen werden.

Angesichts der hohen Dynamik, mit der sich Computer- und Inter-
netnutzung als Bestandteil der Mediennutzung verbreiten, ist davon
auszugehen, dass sich die durchschnittliche Nutzungsdauer, aber
auch die Problemwahrnehmung zeitintensiver Mediennutzung zügig
verändern werden. Deshalb fördert die Bundesregierung Maßnah-
men zur Entwicklung medienerzieherischer und medienpädagogi-
scher Präventionsansätze mit einem besonderen Schwerpunkt im Be-
reich der Vermittlung und Stärkung der Medienkompetenz von Kin-
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dern und Jugendlichen sowie der Medienerziehungskompetenz von
Eltern und pädagogischen Fachkräften der Jugendarbeit sowie der
Erziehungs- und Familienberatung.
79. Abgeordnete
Angelika
Graf

(Rosenheim)

SPD
Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung über die Anzahl von Opioidsubsti-
tuionsbehandlungen in deutschen Haftanstal-
ten (über den Drogenbericht der Bundesregie-
rung des Jahres 2009 hinaus), und wie beurteilt
sie die gesundheitliche Versorgung der opiat-
abhängigen Strafgefangenen in den jeweiligen
Bundesländern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 9. März 2012
Der Strafvollzug einschließlich der gesundheitlichen Versorgung von
opiatabhängigen Strafgefangenen liegt in der Zuständigkeit der Bun-
desländer. Die unterschiedlichen Dokumentationen der einzelnen
Bundesländer erschweren eine bundesweite Übersicht und Beurtei-
lung der gesundheitlichen Versorgung in Haft. Eine Zusammenfas-
sung der aktuellen Erkenntnisse zu diesem Handlungsfeld enthält
das umfangreiche Sonderkapitel „Drogenbezogene Gesundheitspoli-
tik und Gesundheitsförderung in Haft“ im Ende 2011 erschienenen
„Bericht des nationalen REITOX-Knotenpunkts an die EBDD.
Neue Entwicklungen, Trends und Hintergrundinformationen zu
Schwerpunktthemen. Drogensituation 2010/2011“ von der Deut-
schen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (DBDD).
Die vorliegenden Erkenntnisse sind auch in die Nationale Strategie
zur Drogen- und Suchtpolitik eingeflossen.
80. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann wird die Bundesregierung ihre lang an-
gekündigte und noch immer in Arbeit befindli-
che Präventionsstrategie vorlegen, aufgrund
deren Schwerpunkt betriebliche Gesundheits-
förderung sie in ihrer Stellungnahme zur Ent-
schließung des Europäischen Parlaments vom
15. Dezember 2011 über die Halbzeitprüfung
der Strategie der Europäischen Union für Ge-
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2007
bis 2012 die Kritik am Engagement der Mit-
gliedstaaten zurückwies, und welche konkreten
Pläne verfolgt die Bundesregierung für die be-
triebliche Gesundheitsförderung im Rahmen
dieser Präventionsstrategie?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 12. März 2012
Die Präventionsstrategie wird derzeit vom BMG unter Berücksichti-
gung der Maßgaben, die zwischen CDU, CSU und FDP für die
17. Legislaturperiode im Koalitionsvertrag festgelegt wurden, erar-
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beitet. Sie wird nach Abschluss der notwendigen Abstimmungspro-
zesse in der laufenden Legislaturperiode vorgestellt.

Mit der 2011 gestarteten Kampagne „Unternehmen unternehmen
Gesundheit“ setzt das BMG bereits das mit der Präventionsstrategie
verfolgte Ziel um, vor allem den Anteil der kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU) zu erhöhen, die sich in der betrieblichen Gesund-
heitsförderung engagieren. Insbesondere mit der im Dezember 2011
vorgestellten Übersicht über 100 vorbildliche Projekte der Kranken-
kassen auf der Internetseite des BMG soll das gerade von KMU be-
klagte Informationsdefizit gemildert werden.
81. Abgeordneter
Ewald

Schurer
(SPD)
Kann die Bundesregierung angesichts der fi-
nanziellen Situation des Gesundheitsfonds eine
Änderung des Bundeszuschusses nach § 221
Absatz 1 SGB V für die Zahlung in diesem
und im nächsten Haushaltsjahr ausschließen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 16. März 2012
Nach § 221 Absatz 1 SGB V leistet der Bund einen Bundeszuschuss
zur pauschalen Abgeltung der Aufwendung der Krankenkassen für
versicherungsfremde Leistungen, der seit dem Jahr 2012 14 Mrd.
Euro beträgt. Die Bundesregierung wird auch diesbezüglich im März
2012 die Eckwerte für den Bundeshaushalt 2013 und die mittelfristi-
ge Finanzplanung bis 2016 im üblichen Verfahren beschließen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
82. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter
Bartels

(SPD)
Was sind die Gründe dafür, dass die Entschei-
dung hinsichtlich der Finanzierungsart des
Elbtunnels im Zuge der A 20, die laut Aussage
des Bundesministers für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung, Dr. Peter Ramsauer, am
23. Januar 2010 auf der Klausurtagung der
CDU Schleswig-Holstein innerhalb des Jahres
2010 gefällt werden sollte, bis heute nicht ge-
troffen ist und nach Aussage des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Enak Ferlemann erst En-
de des Jahres 2012 nach dreijähriger Prüfungs-
zeit eine entscheidungsreife Grundlage zu er-
warten ist?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
Eine Grundlage für die in Frage stehende Entscheidung hinsichtlich
der Umsetzungsart für einen Elbtunnel im Zuge der A 20 bei Glück-
stadt ist die zurzeit im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) durchgeführte mehrstufige Un-
tersuchung von der Eignungsabschätzung bis hin zu einer optionalen
Vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für eine ÖPP-Realisie-
rung (ÖPP = Öffentlich-Private Partnerschaften). Im Zuge der ersten
Stufe dieser Untersuchung – der Eignungsabschätzung – wurden
grundsätzliche rechtliche Fragestellungen und weitere zusätzliche zu
berücksichtigende Randbedingungen aufgeworfen, die zu einer zeit-
lichen Verzögerung der Vorlage der ersten Ergebnisse führten. Eine
gemeinsame Bewertung des BMVBS und der beteiligten Landesver-
waltungen steht noch aus.
83. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter

Bartels

(SPD)
Was sind die genauen Untersuchungsgegen-
stände und Kriterien des Gutachtens zum Elb-
tunnel im Zuge der A 20, das derzeit im
BMVBS entsteht, und innerhalb welchen Zeit-
raums (Anfang und Ende) wird das Gutachten
erstellt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
Gegenstand der in der Antwort zu Frage 82 beschriebenen Untersu-
chung ist als erster Schritt die Eignungsabschätzung. Dabei wird die
mögliche Eignung als ÖPP-Projekt (A-Modell, Mischmodell, Verfüg-
barkeitsmodell, F-Modell mit geänderten Parametern, Funktionsbau-
vertrag, ...) unter Berücksichtigung verschiedener Randbedingungen
(wie z. B. Höhe der Anschubfinanzierung, Berücksichtigung von
Zulaufstrecken, Berücksichtigung verschiedener Realisierungszeit-
punkte der Zulaufstrecken) abgeschätzt und ergebnisoffen ein ÖPP-
Geschäftsmodell untersucht. Der Entwurf wird dann jeweils vor Ort
bewertet; danach müssen die einzelnen Sichtweisen zusammenge-
führt werden. Im Lichte dessen wird dann über das weitere Vorgehen
zu entscheiden sein.
84. Abgeordneter
Thomas

Dörflinger

(CDU/CSU)
Welche Projekte sind im aktuell laufenden Be-
darfsplan für die Bundesfernstraßen des Bun-
desverkehrswegeplans enthalten, die ein Nut-
zen-Kosten-Verhältnis (NKV) unter 1 aufwei-
sen (bitte nach Bundesland und Bedarfseinstu-
fung getrennt ausweisen)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 13. März 2012
Es ist kein Projekt mit einem NKV unter 1 in den Bedarfsplan für
die Bundesfernstraßen aufgenommen worden, weil mit einem NKV
unter 1 eine Bauwürdigkeit nicht nachgewiesen ist. Wenn sich im
Laufe der weiteren Planungen aufgrund wesentlich geänderter Rah-
menbedingungen wie Kostenentwicklung und/oder Änderung der
Verkehrsbelastung gegenüber dem Zeitpunkt der Aufstellung des
Bedarfsplans ergeben, wird regelmäßig ein neues NKV ermittelt.
Hier kann sich in besonderen Fällen auch ein neues NKV unter 1 er-
geben.
85. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)
Welche Rolle spielt der Ausbau der Eisenbahn-
strecke Leer–Oldenburg im Investitionsrah-
menplan bis 2015 des BMVBS bzw. in den
Vorbereitungen für einen neuen Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) nach 2015, insbeson-
dere vor dem Hintergrund des Gutachtens der
Firma ConTrack GmbH, welches dem Parla-
mentarischen Staatssekretär Enak Ferlemann
im Herbst 2011 übergeben wurde, wonach ein
Ausbau der Strecke wirtschaftlich ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
Die Ausbaustrecke (ABS) Oldenburg–Leer ist ein Projekt des Weite-
ren Bedarfs des geltenden Bedarfsplans für die Bundesschienenwege.
Das BMVBS hat mit ersten Arbeiten für einen neuen BVWP begon-
nen. Die Erkenntnisse aus der im Herbst 2010 abgeschlossenen Be-
darfsplanüberprüfung werden in diesen Prozess einfließen. Dabei er-
zielte die Ausbaustrecke Oldenburg–Leer ein NKV von 0,8.

Die Arbeiten zur Erstellung der Verkehrsverflechtungsprognose
2030 sind angelaufen. Nach derzeitigem Stand soll mit den Projekt-
bewertungen 2013 begonnen werden. Dabei wird ausgehend von den
verkehrlichen Erfordernissen der Infrastrukturbedarf festgestellt.
Letztendlich können nur diejenigen Projekte Berücksichtigung in
einem neuen BVWP finden, für die der verkehrliche Bedarf nachge-
wiesen werden kann und deren gesamtwirtschaftliche Vorteilhaftig-
keit darstellbar ist.

Die Länder werden den Planungsprozess zu dem Teil Schiene des
neuen BVWP im Rahmen eines Bund-Länder-Arbeitskreises beglei-
ten und sollen in Kürze über das Procedere der Projektanmeldungen
unterrichtet werden. Ich gehe davon aus, dass die ABS Oldenburg–
Leer in diesen Planungsprozess einbezogen werden wird. Dabei wird
auch das von ihnen zur Verfügung gestellte Gutachten gewürdigt
werden.
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86. Abgeordnete
Angelika

Graf

(Rosenheim)

(SPD)
Welche Informationen hat die Bundesregie-
rung über die Bewertung des Projektabschluss-
berichts DRUID (Driving under the Influence
of Drugs, Alcohol and Medicines) seitens der
Europäischen Kommission (Generaldirektion
„Mobilität und Transport“) am 11. Januar
2012, und welche Schlüsse zieht die Bundesre-
gierung daraus für die deutsche Situation?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 9. März 2012
Das EU-Forschungsprojekt DRUID, das von der Bundesanstalt für
Straßenwesen (BASt), einer Unterbehörde des BMVBS geleitet wur-
de, hatte Ende September 2011 seine Abschlusskonferenz in Köln.
Auf die Projektergebnisse, die dort vorgestellt wurden, hat die Euro-
päische Kommission Bezug genommen.

Das zentrale Ergebnis der Studie ist Folgendes: Nach wie vor ist Al-
kohol die am meisten verbreitete und gefährlichste Droge auf Euro-
pas Straßen. Insbesondere die Kombination von Alkohol mit ande-
ren Drogen führt zu einer extremen Risikoerhöhung für schwere
oder tödliche Unfälle. Auch der gleichzeitige Konsum verschiedener
illegaler Drogen erhöht das Unfallrisiko deutlich.

Neben der polizeilichen Überwachung stellen Prävention und Reha-
bilitation ein zentrales Mittel für die Verhinderung von Alkohol- und
Drogenfahrten dar. In DRUID wurden Kriterien zur Erkennung be-
sonders rückfallgefährdeter Personen und zur Bewertung von Reha-
bilitationsprogrammen entwickelt. Für junge Fahrer wurden ziel-
gruppenadäquate Konzepte erarbeitet. Es wurde ferner ein Konzept
eines Kennzeichnungssystems für Arzneimittel entwickelt, die sich
auf die Fahrtüchtigkeit auswirken können.

Ziel des internationalen Projektes DRUID war es, wissenschaftliche
Grundlagen für verkehrspolitische Entscheidungen innerhalb der
EU zu schaffen sowie effiziente Maßnahmen zur Bekämpfung
von psychoaktiven Substanzen im Straßenverkehr vorzuschlagen.
DRUID schließt nunmehr zahlreiche bis dato vorhandene Wissens-
lücken und bietet eine Grundlage für harmonisierte, EU-weite Vor-
schriften bezüglich Fahrten unter Alkohol-, Drogen- und Medika-
menteneinfluss. Darüber hinaus wird die entstandene Vernetzung
der Partner aus den verschiedenen Ländern auch zukünftig eine
erfolgreiche europaweite Zusammenarbeit zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit ermöglichen. In Deutschland werden die Projekt-
ergebnisse in die regelmäßigen Aktualisierungen der Regelungen zur
Fahreignung (wie zum Beispiel die Beurteilungskriterien und Begut-
achtungsleitlinien) einfließen.
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87. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Werden die Schleusen, Bootsschleusen, Boots-
schleppen und Umtragestellen an Bundeswas-
serstraßen im Bereich der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion (WSD) Ost nach Ostern 2012
nutzbar sein, und wo ist mit Einschränkungen
für Wassersport und Wassertourismus zu rech-
nen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 8. März 2012
Im Zuständigkeitsbereich der WSD Ost mit ihren rund 2 500 km
schiffbaren Wasserstraßen werden 118 Schleusenanlagen, ein Schiffs-
hebewerk und an einigen Staustufen zudem Bootsschleppen und
Umtragestellen betrieben. Ein großer Anteil dieser Wasserstraßen
hat nur geringe Bedeutung für den Güterverkehr und ausschließliche
oder überwiegende Bedeutung für Wassersport und Wassertouris-
mus. Die Betriebszeiten der Anlagen an diesen Wasserstraßen rich-
ten sich grundsätzlich nach dem saisonalen Bedarf. Regelmäßig not-
wendige Inspektionen und Reparaturarbeiten werden vorzugsweise
außerhalb der Wassersportsaison durchgeführt. Falls es dennoch fall-
weise zu Einschränkungen der Betriebszeiten für den Wassersport
und den Wassertourismus kommt, werden diese frühzeitig über das
elektronische Wasserstraßeninformationssystem (www.elwis.de) be-
kannt gegeben.
88. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Wann lagen die Ergebnisse der externen Prüf-
aufträge und Untersuchungen zur Vorberei-
tung der Entscheidung hinsichtlich der Finan-
zierung und des Baus des Elbtunnels im Zuge
der A 20 dem BMVBS vor, und haben alle ex-
ternen Auftragnehmer ihre Ergebnisse entspre-
chend der vorherigen Vereinbarung mit dem
BMVBS pünktlich geliefert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
In Abstimmung mit den betroffenen Landesverwaltungen wird im
Auftrag des BMVBS aktuell eine mehrstufige Untersuchung bis hin
zu einer optionalen Vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für
eine ÖPP-Realisierung der Elbquerung bei Glückstadt im Zuge der
A 20 durchgeführt. Die erst im Zuge der in der ersten Stufe – der
Eignungsabschätzung – aufgeworfenen grundsätzlichen rechtlichen
Fragestellungen und weiteren zusätzlichen zu berücksichtigenden
Randbedingungen führten zu einer zeitlichen Verzögerung der ver-
traglich vereinbarten Vorlage der ersten Ergebnisse. Eine gemeinsa-
me Bewertung des BMVBS und der beteiligten Landesverwaltungen
steht noch aus.
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89. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Welche Anstrengungen wurden innerhalb des
BMVBS unternommen, um zu einem mög-
lichst frühen Zeitpunkt zu einer Entscheidung
hinsichtlich der Finanzierung des Elbtunnels
im Zuge der A 20 zu kommen, und wie viele
Fachkräfte arbeiten an der Vorbereitung die-
ser Entscheidung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
Aufgrund der hohen Baukosten besteht sowohl hinsichtlich der Pla-
nung als auch der Realisierung des Elbtunnels bei Glückstadt im Zu-
ge der A 20 eine besondere Pflicht zum sorgfältigen Vorgehen. Sei-
tens des BMVBS wurde eine mehrstufige Untersuchung an die Ar-
beitsgemeinschaft Schüßler-Plan Ingenieurgesellschaft für Bau- und
Verkehrswegeplanung mbH/Investitionsbank Schleswig-Holstein
vergeben, die mit bis zu fünf Personen an der Klärung der Chancen
einer ÖPP-Realisierung beteiligt sind. Des Weiteren sind im BMVBS
und der VJFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH
– in Abhängigkeit des Bearbeitungsstandes – mehrere Fachkräfte be-
teiligt.
90. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie lange benötigt die Bundesregierung, um
zu prüfen, ob die Höhe von Beraterverträgen
im Geschäftsbereich des BMVBS dem Schutz
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen un-
terliegt (vgl. Antwort auf die Kleine Anfrage
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
auf Bundestagsdrucksache 17/8825), und wel-
chen Grund hat das Abweichen von der bishe-
rigen Praxis, in der die Höhe der Gutachter-
verträge offengelegt wurde (vgl. z. B. Antwort
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
auf Bundestagsdrucksache 17/5166)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 12. März 2012
Es kann derzeit nicht gesagt werden, wie lange die Prüfung der Bera-
terverträge durch das BMVBS auf das Vorliegen von Betriebs- und
Geschäftsgeheimnissen hin dauern würde. Es müsste dazu allen Auf-
tragnehmern Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Diese
Stellungnahmen wären sodann im Einzelnen auf ihre Plausibilität zu
überprüfen. Eine solche Prüfung wird das BMVBS vornehmen,
wenn ihm mitgeteilt wird, dass nicht beabsichtigt ist, einen Geheim-
haltungsbeschluss nach § 2a der Geheimschutzordnung des Deut-
schen Bundestages zu fassen. Diese Abweichung von der auf Bundes-
tagsdrucksache 17/5166 unabhängig von einem Geheimhaltungsbe-
schluss erfolgten Offenlegung der Vertragsentgelte beruht auf einer
veränderten rechtlichen Bewertung der Schutzbedürftigkeit von An-
gaben zu Vertragsentgelten.
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91. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Unternehmen mit wie vielen Fahr-
zeugeinheiten haben sich nach aktuellem Stand
für den Feldversuch mit überlangen Lastkraft-
wagen angemeldet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 12. März 2012
Mit Stand vom 7. März 2012 haben bislang vier Unternehmen
ihre Teilnahme am Feldversuch gemäß § 12 Absatz 2 der Verord-
nung über Ausnahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften
für Fahrzeuge und Fahrzeugkombinationen mit Überlänge
(LKWÜberlStVAusnV) bekundet und ein entsprechendes Bestäti-
gungsschreiben von der BASt erhalten.

Alle vier Unternehmen sehen bisher ausschließlich den Einsatz von
Fahrzeugkombinationen des Typs „Lastkraftwagen mit Unter-
setzachse und Sattelanhänger“ gemäß § 3 Nummer 3 LKWÜberlSt-
VAusnV vor. Die Anzahl der gleichzeitig zum Einsatz kommenden
möglichen Fahrzeugkombinationen wird daher entweder durch die
Anzahl der gemeldeten Zugfahrzeuge, der gemeldeten Untersetzach-
sen oder Anhänger bestimmt. Wenn beispielsweise, wie in einem Fall
erfolgt, zwar zwei Zugfahrzeuge, aber bisher nur eine Untersetzachse
gemeldet wurden, kann gleichzeitig lediglich eine Fahrzeugkombina-
tion mit Überlänge vom Unternehmen eingesetzt werden.
92. Abgeordneter
Sönke

Rix
(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem
Hintergrund der in den Jahren 2008 und 2009
mehrfach geäußerten Zweifel an der Eignung
des Elbtunnels als F-Modell heute diese Finan-
zierungsmöglichkeit dieses Bauprojekts, und
was sind die Vor- und Nachteile dieses Finan-
zierungsmodells hinsichtlich der Realisierungs-
chancen gegenüber den beiden anderen mög-
lichen Finanzierungsvarianten (A-Modell und
V-Modell) im Rahmen eines möglichen ÖPP-
Projekts Feste Elbqerung?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 15. März 2012
Im Unterschied zum A- und V-Modell ermöglicht das unter dem Re-
gime des Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes stehende F-Mo-
dell, durch die Erhebung einer spezifischen Maut über den Straßen-
bauhaushalt hinaus zusätzliche finanzielle Mittel für Bau, Betrieb
und Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur zu generieren. Dem sind in
der Beurteilung des F-Modells die verkehrlichen Wirkungen durch
Mautverdrängung gegenüberzustellen.

In Abstimmung mit den betroffenen Landesverwaltungen wird im
Auftrag des BMVBS aktuell eine mehrstufige Untersuchung bis hin
zu einer optionalen vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für
eine privat finanzierte Realisierung der Elbquerung bei Glückstadt
im Zuge der A 20 durchgeführt. Erste Ergebnisse für die Stufe I der
Untersuchung, der Eignungsabschätzung, liegen dem Auftraggeber
(BMVBS) und den betroffenen Auftragsverwaltungen im Entwurf
erst seit kurzem vor. Diese werden jeweils vor Ort bewertet, danach
müssen die einzelnen Sichtweisen zusammengeführt werden; im
Lichte dessen wird dann über das weitere Vorgehen entschieden.
93. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
Sichert die Bundesregierung den Bau des Elb-
tunnels auch in dem Fall zu, dass sich die Maß-
nahme nicht in einem ÖPP-Projekt realisieren
lässt, und wie will die Bundesregierung ge-
währleisten, dass in diesem Fall die Finanzie-
rung anderer Großprojekte in Schleswig-Hol-
stein (z. B. Hinterlandanbindung der Festen
Fehmarnbeltquerung, Sanierungs- und Neu-
baumaßnahmen am Nord-Ostsee-Kanal) nicht
gefährdet und deren Realisierung sowie die
des Elbtunnels nicht verzögert wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 15. März 2012
Die Finanzierung des Elbtunnels im Zuge der A 20 und anderer
Großprojekte in Schleswig-Holstein erfolgt nach Maßgabe der hier-
für zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Da die Höhe der zu-
künftigen Haushaltsmittel im Rahmen der Haushaltsaufstellung vom
Deutschen Bundestag jährlich neu beraten und festgelegt wird, sind
belastbare Aussagen zu Finanzierungsmöglichkeiten von Großpro-
jekten zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich.
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94. Abgeordneter
Michael

Roth

(Heringen)

(SPD)
Wie hoch waren in den vergangenen zehn Jah-
ren die am Jahresende zurückgegebenen, nicht
eingesetzten Mittel für den Bundesfernstraßen-
bau, und für welche Projekte mit Baurecht in
Hessen wurden diese verwandt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 15. März 2012
In den vergangenen zehn Jahren konnte in der Regel u. a. durch län-
derübergreifende Mittelausgleiche ein nahezu vollständiger Mittelab-
fluss der im jeweiligen Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden Bun-
desfernstraßenmittel erreicht werden. Länderübergreifende Mittel-
ausgleiche wurden auch in Hessen in der Regel insbesondere für die
jeweils im Bau befindlichen Projekte oder anderweitige bestehende
Verpflichtungen verwendet.
95. Abgeordneter
Franz

Thönnes

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung den ak-
tuellen Investitionsstau in große Verkehrsin-
frastrukturmaßnahmen in Schleswig-Holstein
(z. B. Nord-Ostsee-Kanal, A 20, Hinterland-
anbindung der Festen Fehmarnbeltquerung),
und was beabsichtigt die Bundesregierung zu-
künftig zu tun, um die parallele Finanzierung
und schnellstmögliche Realisierung dieser Bau-
maßnahmen sicherzustellen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. März 2012
Die Infrastrukturplanung der Bundesregierung erfolgt im Rahmen
der in der Haushalts- und Finanzplanung verfügbaren Investitions-
mittel. Dies gilt für Maßnahmen in Schleswig-Holstein wie für solche
in anderen Bundesländern. Die notwendigen Ersatz- und Erhaltungs-
investitionen haben Priorität. Nicht alle volkswirtschaftlich sinnvol-
len Infrastrukturmaßnahmen können daher in absehbarer Zeit mit
Bundesmitteln realisiert werden.

Mit dem im Bundeshaushalt 2012 beschlossenen Infrastrukturbe-
schleunigungsprogramm (IBP) ist es gelungen, zusätzliche Investi-
tionsmittel für wichtige Infrastrukturprojekte zur Verfügung zu stel-
len. Hiervon profitiert auch Schleswig-Holstein, z. B. durch den Bau
der fünften Schleusenkammer in Brunsbüttel, der mit Mitteln des
IBP bis voraussichtlich 2017 realisiert wird.

Die schienenseitige Hinterlandanbindung der festen Fehmarnbelt-
querung gemäß Staatsvertrag vom 3. September 2008 befindet sich
derzeit in der Planung. Dazu stellen der Bund Mittel in Höhe von
14,1 Mio. Euro und die EU TEN-Mittel in Höhe von 12,7 Mio. Euro
zur Verfügung.

Im Bereich der Bundesfernstraßen gibt es im Hinblick auf Maßnah-
men, für die Baurecht vorliegt, in Schleswig-Holstein keinen Investi-
tionsstau.
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96. Abgeordneter
Franz

Thönnes

(SPD)
Wann wird nach Auffassung der Bundesregie-
rung der Baubeginn der festen Elbquerung im
Zuge der A 20 sein, und wann rechnet die Bun-
desregierung mit der Fertigstellung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 15. März 2012
Die A 20 in Schleswig-Holstein ist einschließlich der Elbquerung eine
Maßnahme des Vordringlichen Bedarfs des Bedarfsplans für die
Bundesfernstraßen. Hierdurch wird der Wille des Gesetzgebers un-
terstrichen, die A 20 möglichst zeitnah zu realisieren und zu finanzie-
ren. Über einen Baubeginn in einem Abschnitt wird auf der Grundla-
ge der jährlichen Finanzprogrammbesprechungen allerdings erst ent-
schieden, wenn Baurecht vorliegt. Hierbei müssen dann immer noch
die Finanzierungsmöglichkeiten und die Priorisierung anderer zum
Bau vorgesehener Maßnahmen im jeweiligen Land berücksichtigt
werden. Beim Elbquerungsabschnitt sind die Länder Niedersachsen
und Schleswig-Holstein betroffen. Baurecht liegt für diesen A-20-Ab-
schnitt aber noch nicht vor. Da die Höhe der zukünftigen Straßen-
bauhaushalte im Rahmen der Haushaltsaufstellung jährlich neu bera-
ten und festgelegt wird, sind belastbare Aussagen zu Baubeginnen
und Fertigstellungsterminen der Elbquerung zum jetzigen Zeitpunkt,
insbesondere ohne vorhandenes Baurecht, nicht möglich.
97. Abgeordnete
Daniela

Wagner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit gab es vor der Neubesetzung der
Leitung des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt-
und Raumforschung am 9. November 2011
eine öffentliche Ausschreibung mit welchen
Qualifikationsanforderungen für diese Stelle?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 12. März 2012
Die Stelle des Leiters des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- und
Raumforschung ist im Einklang mit den geltenden Bestimmungen
ohne Ausschreibung vergeben worden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
98. Abgeordneter
Oliver

Krischer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Für wie viele Jahre dürfen die Brennelemen-
te der Arbeitsgemeinschaft Versuchsreaktor
(AVR) Jülich ab dem Zeitpunkt des Verschlus-
ses des Behälters nach der Beladung maximal
auf Basis der derzeit gültigen Aufbewahrungs-
genehmigung nach § 6 des Atomgesetzes in
den einzelnen Castorbehältern aufbewahrt
werden, und wann erfolgten die Beladung und
der Verschluss der Behälter im Forschungs-
zentrum Jülich?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser

vom 16. März 2012
Die Aufbewahrungsgenhmigung nach § 6 des Atomgesetzes für das
AVR-Behälterlager Jülich vom 17. Juni 1993 legt fest, dass die Auf-
bewahrung der AVR-Brennelemente sowie der Moderator- und Ab-
sorberkugeln in Behältern der Bauart CASTOR®THTR/AVR für
den Lagerzeitraum von maximal 20 Jahren zulässig ist. Die Frist be-
ginnt mit dem Verschließen des Behälters und der abschließenden
Dichtheitsprüfung. Diese Festlegung entspricht der damaligen
Antragslage.

Die Beladung des ersten Behälters der Bauart CASTOR®THTR/
AVR mit AVR-Inventar erfolgte am 11. August 1993, die Beladung
des letzten Behälters am 22. September 2009.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
99. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung über die Hintergründe und Ursachen des
Ausschlusses von fünf Studierenden der Ger-
man University in Cairo (GUC) vor, und wie
bewertet sie diese Maßnahme der GUC, deren
Vorbildcharakter für den deutschen Bildungs-
export vom BMF hervorgehoben wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel
vom 13. März 2012
Die Entwicklungen an der GUC werden von der deutschen Bot-
schaft Kairo aufmerksam verfolgt. Die Faktenlage ist jedoch noch zu
undurchsichtig, um eine belastbare Einschätzung der Vorfälle abzu-
geben. Nach Aussage der GUC-Leitung seien die fünf Studierenden
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allein aufgrund von Verstößen gegen Universitätsregularien und
aggressiven Verhaltens suspendiert worden und nicht wegen ihres
politischen Engagements oder ihrer Teilnahme an Demonstrationen.
Die GUC hat eine Erklärung veröffentlicht, in der sie betont, dass
Studenten das Recht auf freie Meinungsäußerung hätten, die GUC
selbst aber der Neutralität verpflichtet sei und die Rechte sowie die
Sicherheit Dritter nicht gefährdet werden dürften.

Die GUC zählt zu den besten Universitäten Ägyptens mit derzeit
über 8 000 Studierenden. Zahlreiche ihrer Studiengänge sind von
deutschen Akkreditierungsagenturen anerkannt. GUC-Studierende,
die während oder nach ihrem Studium in Kairo zu einem Studienauf-
enthalt oder weiterführenden Studium an deutsche Hochschulen
kommen, haben in der Regel einen großen Studienerfolg. Die GUC
bietet auch dank enger Kooperation mit deutschen Firmen vor Ort
den am Arbeitsmarkt nachgefragten Praxisbezug zur akademischen
Lehre und schafft somit gute Voraussetzungen für einen erfolgrei-
chen Berufseinstieg. Insofern ist die GUC in der Tat ein erfolgrei-
ches Beispiel für den Aufbau von Studienangeboten im Ausland nach
deutschem Modell. Der Beitrag der deutschen Hochschulen bezieht
sich auf die Lehre. Die GUC ist eine private ägyptische Universität
nach dortigem Recht. Die deutsche Seite wird sich aber im Dialog
mit der GUC weiterhin für Mitbestimmung und Transparenz an der
GUC einsetzen.
100. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen Schwerpunkten wird die Bundes-
regierung die Konsultationen zum Nachfolge-
programm des 7. EU-Forschungsrahmenpro-
gramms, „Horizon 2020“, begleiten, und in-
wieweit werden globale Gesundheitsfragen wie
auch Forschung zu vernachlässigten und ar-
mutsassoziierten Krankheiten Teil der deut-
schen Position sein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 12. März 2012
Die Europäische Kommission hat am 30. November 2011 ihre Vor-
schläge für das kommende Rahmenprogramm veröffentlicht. Dazu
hatten die Mitgliedstaaten im Wettbewerbsfähigkeitsrat am 6. De-
zember 2011 einen ersten Gedankenaustausch und am 21. Februar
2012 eine Orientierungsaussprache. Nach einer ersten Bewertung
zeigt sich, dass zentrale Forderungen Deutschlands in den Vorschlä-
gen der Kommission berücksichtigt sind. Gleichwohl gibt es neben
positiven Punkten auch Defizite. Letztere werden die Schwerpunkte
der Bundesregierung in den Konsultationen zum Nachfolgepro-
gramm des 7. EU-Forschungsrahmenprogramms „Horizon 2020“
bilden. Hierzu gehören unter anderem

– Defizite bei den Herausforderungen „Gesundheit, demographi-
scher Wandel und Wohlergehen“ und „integrative, innovative und
sichere Gesellschaften“: Die Forschung zum demographischen
Wandel muss auch Fragen der gesellschaftlichen Inklusion umfas-
sen, die im Vorschlag zu „Horizon 2020“ nicht berücksichtigt sind.
Zugleich greift die Agenda im Teilbereich der „integrativen, inno-
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vativen Gesellschaften“ zu kurz, weil sie wesentliche Fragen des
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Wandels nicht
aufgreift;

– Auswahl der Forschungsthemen in „Horizon 2020“: Es bleiben
Themen unerwähnt, die auf europäischer Ebene adressiert werden
müssen, weil nationale Anstrengungen hierbei nicht ausreichen.
Hierzu zählt unter anderem im Bereich Klimaschutz und Ressour-
ceneffizienz eine stärkere Ausrichtung an der ökologischen und so-
zialen Nachhaltigkeit;

– Förderverfahren: Das Bemühen der Kommission um eine deutli-
che Vereinfachung der Förderverfahren wird grundsätzlich aner-
kannt. Die Kommission schlägt hierzu eine einheitliche Förder-
quote von 100 Prozent der direkten Kosten je Projekt in Verbin-
dung mit einer Pauschale von 20 Prozent für die Erstattung der
indirekten Kosten vor. Es gilt zu prüfen, ob durch dieses neue
Verfahren für Forschungseinrichtungen und Hochschulen kosten-
deckende Abrechnungsmodelle und für Unternehmen die rich-
tigen Anreize für zusätzliche Anstrengungen in Forschung und In-
novation zur Verfügung stehen.

Die Forschung zu globaler Gesundheit, einschließlich der Forschung
zu vernachlässigten und armutsassoziierten Erkrankungen, ist ein
wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Die Bundesregierung wird
sich daher im Rahmen der aktuellen Beratungen über das neue euro-
päische Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Horizon
2020“ dafür einsetzen, dass die Forschung zu Themen der globalen
Gesundheit, wie z. B. Implementierung und Erfolgsmessung von Ge-
sundheitsmaßnahmen und im Speziellen zu vernachlässigten und ar-
mutsassoziierten Krankheiten, vor allem in der Umsetzung des Pro-
gramms angemessen berücksichtigt wird.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
101. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Fragestellung wird die Evaluierung zu
den Arbeiten der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) im Rahmen des Reformprozesses ha-
ben, die die Bundesregierung mit 100 000 Euro
aus dem Haushalt des BMWI unterstützt, und
welche weiteren konkreten Schritte plant die
Bundesregierung zur Beteiligung im Rahmen
des WHO-Reformprozesses?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 12. März 2012
Im November 2011 tagte ein Sonderexekutivrat der WHO zur
WHO-Reform. Der Sonderexekutivrat beschloss die Durchführung
einer zweistufigen externen Evaluierung zur Unterstützung der
WHO-Reform. Fokus der ersten Stufe der externen Evaluierung ist
die Klärung zentraler Herausforderungen, vor denen die WHO
steht. Besondere Aspekte sind dabei die Finanzierung, die Personal-
ausstattung sowie interne Strukturen der WHO. Im Rahmen der ers-
ten Stufe der Evaluierung soll zunächst geklärt werden, ob die bisher
vom WHO-Sekretariat vorbereiteten Dokumente den Erwartungen,
die die 194 Mitgliedstaaten an die WHO-Reform haben, gerecht wer-
den. Darüber hinaus soll eine Roadmap für die zweite Stufe der ex-
ternen Evaluierung entworfen werden. Die Ergebnisse der ersten
Stufe der Evaluierung sowie das weitere Vorgehen im Rahmen der
zweiten Stufe der Evaluierung werden Gegenstand der Diskussionen
der Weltgesundheitsversammlung und des folgenden Exekutivrats
im Mai 2012 sein. Die zugesagte deutsche Unterstützung wird im
Rahmen der zweiten Stufe der Evaluierung umgesetzt.

Die Unterstützung des Reformprozesses der WHO ist ein erklärter
Schwerpunkt der deutschen WHO-Politik. Deutschland beteiligt sich
als nachgefragter, aktiver und konstruktiver Partner an der Debatte
und wird so seiner wichtigen Steuerungsrolle als Mitglied in den
WHO-Aufsichtsgremien und im WHO-Exekutivrat gerecht.
102. Abgeordneter
Dr. Sascha

Raabe

(SPD)
Werden die Mittel, die die KfW Entwicklungs-
bank an zinsgünstigen Darlehen und Mitteln
an die Export-Import Bank of China (Exim)
vergibt, von der Bundesregierung als Mittel
der deutschen ODA-Bilanz (ODA = Official
Development Assistance) gutgeschrieben (Auf-
listung bitte nach Vorhaben, Mittelhöhe, Mit-
telverwendung und jeweiligem ODA-Anteil)?
Antwort des Staatssekretärs Hans-Jürgen Beerfeltz

vom 16. März 2012
Die KfW Entwicklungsbank hat keine zinsvergünstigten Darlehen
und Mittel an die Exim-Bank of China vergeben.
Berlin, den 16. März 2012
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